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Glücklich bin ich darüber, 
dass ich das letzte Mal 

das Übrigens mit den Buchsta-
ben GEW beginnen muss. 
Wem es noch nicht aufgefallen 
ist, ja so war es, jedes Mal. 
Künftig steht diese Rubrik auf 
der Postseite und folgt ganz 
einfach dem Geschehen.

Eigentlich sollten die Wahl-
ergebnisse und der LDV- 

Bericht zeitnah veröffentlicht 
werden. Das gelingt uns dies-
mal nicht, weil die Zeitung 
schon am 19. November fertig 
sein muss. Deswegen gibt es 
diese Infos erst im Januar.

Wir wünschen allen ein 
schönes Weihnachtsfest 

und einen sicheren und trotz-
dem schwungvollen Rutsch 
ins neue Jahr. Hoffentlich brin-
gen die »besinnlichen« Tage 
ein wenig neue Kraft. 

� � Sigrid

Redaktionsschluss blz 2/2009: 05.01.09 
Redaktionsschluss blz 3-4/2009: 06.02.09 
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Hans-Jürgen Schriefer, stellvertretender 
Schulleiter der Herbert-Hoover-Realschu-
le, hat für seinen Einsatz an der Schule 
die Verdienstmedaille des Verdienstor-
dens der Bundesrepublik Deutschland be-
kommen. Schriefer hat das spezielle Kon-
zept der Schule mit entwickelt und die 
Hauptlast bei der Umsetzung getragen: 
Die Schule hatte 2006 einvernehmlich 
mit den Eltern und Schülern in der Schul-
ordnung festgelegt, dass auf dem Schul-
hof nur deutsch gesprochen wird. Dass 
neben der ehemaligen Schulleiterin nun 
auch ihr Stellvertreter geehrt wird, sei 
längst überfällig gewesen und mehr als 
angemessen, heißt es aus dem Umkreis 
der Hoover-Schule.

Jens Haase ist Schulleiter der ersten »kalk-
freien« Grundschule in Berlin! Ab sofort 
ist die Grundschule an der Bäke neben einer 
Volksschule in Bayern die zweite komplett 
»entkalkte« staatliche Schule in Deutsch-
land: Die Kreidetafeln sind in allen Unter-
richtsräumen gegen interaktive Whiteboards 
ausgetauscht. Ende November gab es da-
zu in der Schule eine »informative Feier«.

Ursula Sarrazin hat es mit ihrem Konflikt 
mit Eltern und der Schulaufsicht Charlot-
tenburg-Wilmersdorf sogar in die Spalten 
des Nachrichtenmagazins Der Spiegel ge-
schafft. Ebenso wie ihr Mann, Finanzse
nator Thilo Sarrazin, scheint auch sie 
recht streitbar zu sein und gelegentlich 
wohl auch etwas eigensinnig bis ruppig. 
Wie man hört, soll aber die Versetzung 
des Schulrats Reinhold Hartmann nichts 
mit dem aktuellen Konflikt um Ursula 
Sarrazin zu tun haben. Hartmann, nicht 
unumstritten in seinem bisherigen Amt, 
wechselt in den Problembezirk Neukölln, 
aus dem kurze Zeit zuvor jemand nach 
Charlottenburg gewechselt war. Welche 
Qualifikationen Hartmann für die Beson-
derheiten Neuköllns mitbringt, ist unbe-
kannt. Was ist da los? 

Stephan Schulmeister arbeitet am Österrei-
chischen Institut für Wirtschaftsforschung 
und hat anlässlich der ökonomischen Kri-
se ein neues Gesetz entdeckt, das ANWN-
Gesetz. Originalton: »Das Geld verwei-
gert die Arbeit, der Finanzkapitalismus 
ist am Ende. Langsam dämmert die Ein-
sicht in das fundamentale ökonomische 
ANWN-Gesetz, das freilich zu einfach ist, 
um von wirtschaftswissenschaftlichen 
Geistesgrößen begriffen zu werden: Aus 
nix wird nix«, schreibt er in der taz.�

Am 12. November 2008 wurde von 
der Tarifgemeinschaft aus ver.di, 

GEW, GdP und BAU ein Tarifvertrag pa­
rafiert, der für die Beschäftigten nach­
haltige Gehaltsverbesserungen ab Juni 
2009 garantiert. 

Als wir 2007 Tariferhöhungen forder­
ten, war die klare Antwort des Senats: 
Vor 2010 gibt es keinen einzigen Cent! 
Der Anwendungstarifvertrag gilt bis En­
de 2009; Streiks um mehr Geld sind 
deshalb illegal. Darüber hinaus wurde 
eine Drohgebärde vor allem gegenüber 
den ErzieherInnen aufgebaut: Man wol­
le den Anwendungstarifvertrag über 
2009 fortsetzen. Eine weitere Sparsum­
me von 150 Millionen wurde genannt. 
Wir riefen zu Warnstreiks auf. 10.000 
Beschäftigte legten die Arbeit nieder. 
Die Senatsposition von der »Illegalität 
der Streiks« wurde klammheimlich auf­
gegeben; es wurde verhandelt. Das er­
ste Angebot belief sich auf 225 Euro für 
2008 und 2009; wir lehnten ab und tra­
ten in Erzwingungsstreiks. Das brachte 
uns nach mehreren Verhandlungen ein 
Angebot von 300 Euro für 2008 und 
den Sockel von 50 Euro ab Mai 2009. 
Wir schlugen das Angebot aus. Der Se­
nat brach die Verhandlungen ab und 
diktierte nach Gutsherrenart 300 Euro 
für 2008 und 2009, keine nachhaltige 
Vergütungsanhebung. Basta!

Wenn eine Gewerkschaft meint, das sei 
unannehmbar und eine Verbesserung 
sei möglich, dann muss sie den Arbeits­
kampf verschärfen. Das haben wir ge­
tan, so mit dem Streik vor den Herbst­
ferien und dem Streik im November. 

In diesen Wochen gab es mehrere 
Strömungen:
•	 Die Streikbereitschaft unter den an­
gestellten Lehrkräften nahm rapide zu.
•	 Andererseits gerieten die Erziehe­
rInnen an den Kitas und Schulen unter 
zunehmenden Druck der Eltern. Die Me­
dien griffen diese Konflikte gerne auf. 

Der Senat verkündete weiter, es blei­
be beim Tarifdiktat. Aber die massive 

Streikbereitschaft zeigte Wirkung. Der 
Senat erklärte überraschend, wieder 
verhandeln zu wollen.

Wir standen vor der schwierigen Fra­
ge: Sind die Signale so, dass wir uns 
von den Verhandlungen etwas verspre­
chen, oder nicht? Wir haben in der Ta­
rifgemeinschaft die Signale so einge­
schätzt, dass wir ein verbessertes Er­
gebnis erzielen können. Der Sockelbe­
trag musste deutlich erhöht werden, 
wir konnten hinter unserer Forderung 
von mindestens 65 Euro nicht zurück­
bleiben. Deshalb haben wir verhandelt 
und die Streiks ausgesetzt.

Wir waren nicht erfolglos. Wir hätten 
den Sockelbetrag selbstverständ­

lich gern früher gehabt. Schließlich haben 
unsere Mitglieder seit Jahren keinen 
Cent mehr in ihrem Portemonnaie gese­
hen, aber erhebliche Preissteigerungen 
hinnehmen müssen. Aber mehr war 
nicht drin. Der Regierende Bürgermei­
ster hatte sich festgezurrt. Wir konnten 
nur noch parafieren oder uns verwei­
gern. Wir haben parafiert, weil die Al­
ternative war: Vogel friss oder stirb.

Für die anderen Gewerkschaften der 
Tarifgemeinschaft war die Kröte leich­
ter zu schlucken. Besonders bei der 
GdP haben KollegInnen sehr niedriger 
Vergütungsgruppen seit Mai 2008 quasi 
unbefristet gestreikt. Sie haben jetzt ab 
Juni 2009 Lohnzuwächse von 2,9 Pro­
zent und mehr. Die Probleme unserer 
angestellten Lehrkräfte waren auch 
über einen besseren Abschluss nicht zu 
lösen. Unsere ErzieherInnen akzeptie­
ren die nachhaltigen Gehaltsverbesse­
rungen überwiegend.

Fazit:. Am Anfang stand eine klare 
Null. Dann ging es nur um Einmalzah­
lungen. Jetzt haben wir eine dauerhafte 
Erhöhung – über Verhandlungen und 
nicht per Diktat. Der Anwendungstarif­
vertrag ist nach 2009 endgültig beerdi­
gt. Alles, was herausgeholt wurde, ha­
ben die Streikenden herausgeholt. Ich 
sage ganz klar: Mehr war nicht drin. �
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War mehr drin?
Zum Tarifergebnis im öffentlichen Dienst

von Rose-Marie Seggelke, Vorsitzende der GEW BERLIN
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GEW-Kitakampagne: Post für den 
Regierenden Bürgermeister

Zahlreiche ErzieherInnen, Eltern und 
andere Unterstützer haben sich im Rah­
men der GEW-Kampagne »Soviel Zeit muss 
sein – 5 Stunden für mehr Qualität in 
meiner Kita« an einer Postkartenaktion 
beteiligt. Damit sollte der Forderung 
nach besseren Rahmenbedingungen für 
die Kitas Nachdruck verliehen werden. 
Mehr als 3000 Postkarten konnten schließ­
lich am 30. Oktober im Roten Rathaus 
zusammen mit einem Zauberspruch 
übergeben werden: Hokus pokus Fidi­
bus,/ Qualität ist doch ein Muss./ Ho­
kus pokus Mäusedreck,/ Herr Wowereit 
krieg keinen Schreck./ Hokus pokus 
Krötenzucken,/ zum Reden, Schreiben 
und zum Gucken./ Hokus pokus Spin­
nenbein,/ dafür solln’s 5 Stunden sein.

Forum des Runden Tisches 
Gemeinschaftsschule Berlin

Der Runde Tisch Gemeinschaftsschu­
le Berlin hat sein »1. Forum« am 15. Ok­
tober 2008 veranstaltet. Im Abgeordne­
tenhaus sprachen die ehemalige Bun­
destagspräsidentin Rita Süssmuth und 
der Erziehungswissenschaftler Matthias 
von Saldern über die »Gesellschaftspo­
litische, wirtschaftliche und pädago­
gische Begründung der gemeinsamen 
Schule für alle«. In einem leidenschaft­
lichen Plädoyer betonte Süssmuth vor 

allem die pädagogische Notwendigkeit 
und Alternativlosigkeit des längeren ge­
meinsamen Lernens. Matthias von Sal­
dern stellte auf sehr lebendige Weise ei­
ne Fülle praktisch verwertbarer Argu­
mentationen für die Gemeinschaftsschu­
le vor (www.rt-gemeinschaftsschule-ber­
lin.de/userfiles/081015vsaldern_Berlin. 
pdf). In der anschließenden Diskussion 
war eines der zentralen Themen der 
Strukturvorschlag von Senator Zöllner, 
über den beide Referenten Verwunde­
rung äußerten. Wie Veranstalter und Pu­
blikum hätten sie gern diese Vorschläge 
mit dem Senator (oder wenigstens 
einem offiziellen Vertreter) diskutiert. 
Denen waren aber, obwohl langfristig 
eingeladen, andere Termine wichtiger. 
Trotz dieses Mankos war die Veranstal­
tung ein Erfolg und eine Stärkung der 
Befürworter der einen Schule für alle. 
Das nächste Forum ist für Anfang Fe­
bruar geplant. 

Der Girls’ Day 2009 
wird schon vorbereitet

Die Vorbereitungen für den nächsten 
Girls’ Day am 23. April 2009 haben be­
gonnen. Wer sich frühzeitig informieren 
will, kann das auf der Internetseite 
www.girls-day.de tun. Neben Informati­
onen für Mädchen und Eltern sind dort 
auch Materialien zur Vorbereitung des 
Girls’ Day in der Schule eingestellt. Mit 

dem Girls’ Day-Mädchen-Zukunftstag kön­
nen Mädchen ab Klasse 5 Berufe in 
Technik und Naturwissenschaften er­
kunden. Unternehmen und Organisati­
onen öffnen am Aktionstag alle Be­
reiche, in denen Frauen bislang unter­
repräsentiert sind.

Per Anordnung zur Kita
Kinder, die von ihren Eltern nicht ge­

nügend gefördert werden, sollen künf­
tig per Anordnung vom Jugendamt zum 
Besuch einer Kita verpflichtet werden. 
Eine solche Anordnung kann bislang 
nur ein Familiengericht mit einem ent­
sprechend hohen Aufwand ausspre­
chen. Hintergrund der geplanten Ände­
rung ist, dass viele Kinder ohne ausrei­
chende Deutschkenntnisse eingeschult 
werden. Selbst von den Kindern, die ei­
ne Kita besuchen und 2009 eingeschult 
werden, haben 16 Prozent (3.500 Kin­
der) eine Sprachförderung nötig. Wei­
tere 2.300 Kinder haben an dem 
Sprachtest gar nicht teilgenommen, 
weil ihre Eltern sie nicht angemeldet 
haben, schreibt die Berliner Zeitung in 
ihrer Meldung. 

Unesco fordert gemeinsamer 
Unterricht weltweit

Ziel der Unesco ist es, weltweit kein 
Kind vom gemeinsamen Unterricht aus­
zuschließen, dies wurde auf einer Kon­
ferenz Ende November noch einmal be­
kräftigt. Davon ist Deutschland noch 
weit entfernt: »Es ist beschämend für 
ein zivilisiertes Land, dass nur 15,7 
Prozent der behinderten Kinder ge­
meinsam mit anderen unterrichtet wer­
den«, zitiert die Presseagentur dpa die 
Behindertenbeauftragte der Bundesre­
gierung, Karin Evers-Meyer. Etliche eu­
ropäische Staaten haben bei der Inte­
gration dagegen schon Quoten von über 
90 Prozent erreicht. Die Behindertenbe­
auftragte tritt auch dafür ein, den inter­
national üblichen Begriff »Inklusion« 
statt »Integration«zu verwenden: Inte­
grieren müsse man etwas Fremdes, In­
klusion bedeute dagegen, dass Struk­
turen und Didaktik auf die Unterschied­
lichkeit der Schüler und individuelles 
Fördern ausgerichtet sind, begründete 
die SPD-Politikerin ihre Forderung. 

Vor 33 Jahren wurde in Berlin die er­
ste Integrationsklasse bundesweit ein­
gerichtet, im vergangenen Schuljahr lag 
Berlin mit einer Quote von 35,8 Prozent 
hinter Bremen (39,1) und Schleswig-
Holstein (über 40 Prozent). Hessen 
(10,6) und Sachsen Anhalt (7) bilden in 
Deutschland das Schlusslicht. (Siehe 
auch das Titelthema)�
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Das erste Forum des Runden Tischs Gemeinschaftsschule hat am 15. Oktober stattgefunden: Rita Süssmuth im 
Gespräch mit Ulf Preuss-Lausitz und Lothar Sack. GEW-Bildungsexperte Thomas Isensee (hinten im Bild) hat of-
fenbar die Einlasskontrolle übernommen. Siehe auch Meldung unten.� Foto: Christian v. Polentz/transit
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Die Realschule wird platt gemacht, 
November-blz 2008

Das erinnert mich in etwas abgeän­
derter Form an die Bauernweisheit: 
»Lieb’ Florian, lieb’ Florian, verschon 
mein Haus, zünd’ andere an«. Anstatt 
mal nach all den jahrelangen Diskussi­
onen über die Konsequenzen aus den 
PISA-Studien für unser Bildungssystem 
einen klaren Schnitt zu wagen, kom­
men jetzt all die »wichtigen Schulen« 
zu Wort und wollen, dass natürlich ih­
re Schule erhalten bleibt, weil man ja 
dort so eine gute Arbeit leistet. 

Ich habe bis heute in über 30 Jahren 
an verschiedenen Haupt-, Real- und 
Gesamtschulen gearbeitet. Überall ha­
ben wir LehrerInnen auch unter 
schwierigsten Bedingungen gute Schu­
len aufgebaut. Trotzdem muss man 
jetzt einfach mal den Mut haben, den 
Hebel umzulegen. Wir brauchen schon 
lange eine Schule, in der Kinder von 
der Klasse 1 bis 10 und vielleicht auch 
länger gemeinsam unterrichtet werden 
können. Eine von innen reformierte 
Gesamtschule schwebt mir dabei vor, 
wie man diese letztlich nennt, ist doch 

egal. Ich erinnere mich gerne an Ge­
spräche mit ausländischen Kolle­
gInnen, als ich verzweifelt das deut­
sche Bildungssystem zu erklären ver­
suchte. Spätestens beim Begriff »Real­
schule, you can describe it as a form 
of a middleschool« ist man gescheitert 
und erntete nur ein mitleidiges Lä­
cheln.� Werner Drake

Die Realschule wird platt gemacht, 
November-blz 2008

Als GEW-Mitglied mit fast vierzigjäh­
riger Gewerkschaftsmitgliedschaft ist 
es für mich sehr ärgerlich, einem Nicht­
gewerkschaftsmitglied, nämlich dem 
Leiter der Hugo-Gaudig-Realschule, zu­
stimmen zu müssen und nicht »mei­
ner« Gewerkschaft. Auch ich halte die 
Zerschlagung der Realschule aus 
denselben Gründen wie Meinhard Ja­
cobs für falsch. Vielen Dank, dass die 
GEW auch einmal eine kritische Stimme 
zu Wort kommen lässt. Im Übrigen habe 
ich mich früher mit eurer gemäßigten 
Kleinschreibung nie anfreunden kön­
nen und dies gilt auch heute für euer 
großes I. Besonders misslungen finde 
ich auf Seite 16 den Satz von Robert 
Giese: »Als LehrerIn habe ich da das Pri­
vileg, mir die SchülerInnen auszusu­
chen und darauf müsste ich als Gymna­
siallehrerln verzichten.« Was will mir 
Giese mitteilen? Ist er eine Lehrerin und 
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Unverlangt eingesandte Besprechungsexemplare 
und Beiträge werden nicht zurückgeschickt. Die 
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mail einsenden. Die in der blz veröffentlichten Ar-
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12. Dezember 2008: Die Berliner GEW-Vorsitzende Rose-Marie Seggelke führt zusammen mit Fähnchenträger Udo Mertens den Streik-Demonstrationszug für Gehaltser-
höhungen im öffentlichen Dienst an.� Foto:Gabriele Senft/transit-berlin

gleichzeitig ein Lehrer? Manchen Unfug 
kann man ganz einfach verhindern, in­
dem man das Rechtschreibprogramm 
von Word aktiviert. � Rolf Schikorr

Vier Tage Streik im Oktober, 
November-blz 2008

An dem Artikel vermisse ich völlig 
die politische Einschätzung, was dieser 
Streik bewirkt hat. Was interessiert 
mich, ob es geregnet hat und ob es 
warme Suppe und Bretzeln gab? Mich 
als GEW-Mitglied und allein erziehen­
der Vater interessiert, ob die berech­
tigten Forderungen der KollegInnen 
auf diesem Weg durchgesetzt werden 
können oder ob der Streik letztlich nur 
bedeutet, dass die Betreuung und Be­
schulung meiner Tochter darunter lei­
det. Leider habe ich den Eindruck, dass 
die Streiks lediglich Menschen wie 
mich treffen, die DRINGEND auf die Be­
treuung ihrer Kinder angewiesen sind, 
damit sie selbst ihrem Beruf nachge­
hen können, während den Senat das 
wohl wenig juckt.� Olaf Schäfer

Lorenz Maroldt zu Pro Reli, 
Standpunkt November-blz 2008

Wieso diese einseitige Darstellung? 
Gibt es auch eine Gegendarstellung?

� Jürgen Krogmann
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Bis 1990 waren Kinder, die »wegen geistiger, 
seelischer oder sittlicher Besonderheiten« in 

den allgemeinen Schulen angeblich nicht hinrei­
chend gefördert werden können, laut Schulgesetz 
– mit Ausnahme von Schulversuchen – zum Be­
such der entsprechenden Sonderschule verpflich­
tet. Ab 1990 war dann die schulische Förderung 
dieser Kinder nicht mehr allein Sache der Sonder­
schulen, sondern gehörte laut Schulgesetz »auch« 
zum Unterrichts- und Erziehungsauftrag der allge­
meinen Schulen. Seit 2004 verlangt das Berliner 
Schulgesetz ausdrücklich: »Die Förderung von 
Schülerinnen und Schülern mit sonderpädago­

gischem Förderbedarf soll vorrangig im gemein­
samen Unterricht erfolgen« (Schulgesetz Paragraf 
4 Absatz 3). »Soll!«, was immer das juristisch be­
deutet. Eine Vorrangigkeit wäre – zumindest quan­
titativ – dann verwirklicht, wenn der eindeutig 
größere Teil der Kinder und Jugendlichen mit »Be­
einträchtigungen« mit allen anderen gemeinsam 
die allgemeinen Schulen besuchen würde. 

Der Beitrag von Frank J. Müller und Ulf Preuss-
Lausitz in diesem Heft belegt, dass das bisher 
nicht der Fall ist. Nur in wenigen »alten« Berliner 
Bezirken werden mehr als die Hälfte der Kinder 
mit dem Förderschwerpunkt Lernen an der allge­

Gemeinsam leben – 
		  Gemeinsam lernen
Leider keine Realität in der Berliner Sch ule 

von Sabine Dübbers (GEW) und Peter Heyer (Grundschulverband)
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meinen Schule gefördert; in vielen Regionen sind 
es sogar unter 20 Prozent. Ob diese SchülerInnen 
an der allgemeinen Schule wirklich integrativ ge­
fördert werden, ist nicht sicher. Von dem im Schul­
gesetz verlangten Vorrang keine Spur! Schon die 
quantitativ völlig unzureichende Form der Umset­
zung des gemeinsamen Unterrichts sollte eigent­
lich einen Aufschrei der Öffentlichkeit zur Folge 
haben. Fehlanzeige! Politisch Verantwortliche, Me­
dien, die Mehrheit der in den Schulen Tätigen und 
der Eltern nehmen stillschweigend in Kauf, dass 
in Berlin in vielen Regionen der Sonderbeschulung 
von Kindern mit Beeinträchtigung eindeutig ein 
Vorrang vor dem gemeinsamem Unterricht einge­
räumt wird. 

Ursachen erkannt, Handlungen müssen folgen 

In den vergangenen Jahrzehnten hat sich zuneh­
mend die Einsicht verbreitet, dass die gemein­
same Erziehung und der gemeinsame Unterricht 
von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Be­
einträchtigungen ein Grundrecht im Zusammenle­
ben der Menschen und darüber hinaus lernwirk­
samer ist. Aber dass diese Einsicht auch Konse­
quenzen haben muss, ist in den Köpfen vieler pä­
dagogisch und bildungspolitisch Handelnder noch 
nicht angekommen. 

Die konkrete Umsetzung des im Schulgesetz 
festgelegten Vorrangs verlangt ein grundlegendes 
Umdenken und konsequentes Handeln der für 
Schule Verantwortlichen:

Vorrangigkeit des gemeinsamen Unterrichts be­
deutet, dass in jedem einzelnen Fall der Beein­
trächtigung eines Kindes alle Beteiligten davon 
ausgehen, dass die gemeinsame Förderung mit 
nichtbehinderten Kindern auch für dieses spezi­
elle Kind – mit allen erforderlichen Konsequenzen 
– richtig und wichtig ist. Es ist dafür zu sorgen, 
dass jedes Kind mit einer Beeinträchtigung da, wo 

es zur Schule geht, die Förderung erhält, die es 
braucht. 

Vorrangigkeit des gemeinsamen Unterrichts be­
deutet auch, dass im Unterricht und im Schulle­
ben die Verschiedenheit der Kinder auch für Schü­
lerInnen ohne Beeinträchtigung als Bereicherung 
wahrgenommen und pädagogisch konstruktiv ge­
nutzt wird. 

Vorrangigkeit bedeutet darüber hinaus, dass die 
zur Verfügung stehenden Ressourcen vorrangig in 
den Ausbau des gemeinsamen Unterrichts inve­
stiert werden, nachrangig in den Erhalt der Spezi­
alschulen für Kinder mit Beeinträchtigung. Es be­
deutet, dass für den gemeinsamen Unterricht Res­
sourcen entsprechend der Nachfrage zur Verfü­
gung stehen. Im Gegensatz zur Ausstattung der 
Sonderschulen wird die gemeinsame Erziehung 
bisher nur im Rahmen gedeckelter Lehrerstunden 
realisiert. 

Vorrangigkeit des gemeinsamen Unterrichts 
heißt, dass diejenigen, die eine Beratungsfunktion 
haben, wissen und begründen können, warum die 
gemeinsame Erziehung und der gemeinsame Un­
terricht in der inklusiven Schule die besseren Lö­
sungen bietet. 

An zwei Berichten aus Schulen in Spandau und 
Kreuzberg zeigen wir in der Rubrik Schule, wie all 
das Realität werden kann. �

Was die Verwirklichung des Vorrangs des  
gemeinsamen Unterrichts erschwert 

•	 ►�Schulgesetz ermöglicht Abweisung 
Eine SchülerIn mit sonderpädagogischem Förderbedarf darf von 
der allgemeinen Schule abgewiesen werden, »wenn für eine ange­
messene Förderung die personellen, sächlichen oder organisato­
rischen Möglichkeiten nicht vorhanden sind« (SchulG §37 (3)).

	
•	 ►�Die Rahmenbedingungen für die gemeinsame Erziehung werden 

kontinuierlich verschlechtert. 
Beispiel 1: Frequenzen in Integrationsklassen (Grundschule) 
1995: 21 SchülerInnen / 2008: 24 bis 28 SchülerInnen 
Beispiel 2: Frequenzen in Integrationsklassen (Hauptschule) 
1996: 16 SchülerInnen / 2008: 19 (Klasse 7) bis 24 (Klasse 10) 
Beispiel 3: Zusatzzumessung pro SchülerIn mit sonderpäda­
gogischem Förderbedarf (Lernen bzw. geistige Entwicklung)  
in der Grundschule 
1998: 5,5 (bzw. 10) Stunden / 2008: 2,5 (bzw. 5) Stunden

•	 ►�In vielen Schulen erfolgt »Regelunterricht plus sonderpädago-
gische Betreuung« statt »inklusivem Unterricht«. 

•	 ►Die Lehrerbildung hinkt der Entwicklung hinterher. 

•	 ►Unzureichende integrationspädagogische Fortbildung. 

•	 ►�Zu wenig Kompetenz an den Schulen für spezielle Probleme  
einzelner Kinder. 

•	 ►Keine inklusiven Rahmenlehrpläne.

•	 ►�Die einseitige Beratung durch Sonderschulen / Förderzentren  
unterstützt deren Stabilisierung. 

•	 ►�Teilweise zu wenig Kompetenz und Engagement für den  
gemeinsamen Unterricht innerhalb der Schulaufsicht.
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Wer wissen möchte, wie groß der Anteil Schü­
lerinnen und Schüler mit den Förderschwer­

punkten »Körperlich/motorische Entwicklung«, 
»Sehen«, »Hören« und »Geistige Entwicklung« an 
allen der Jahrgänge eins bis zehn in Berlin ist, 
kann dies über die aktuelle KMK-Statistik* errech­
nen: Insgesamt 2,9 Prozent (»Lernen«, »Emotional 
und soziale Entwicklung« und »Sprache« 3,8 Pro­
zent). Wer aber wissen will, wie unterschiedlich 
sich der Anteil in den Berliner Bezirken verteilt, 
erhält keine Informationen. Erfasst werden be­
zirksweise nur jene Kinder, die in Förderschulen 
des Bezirks gehen, unabhängig von ihrem Wohn­
bezirk. Wie viel Steglitzer SchülerInnen zum Bei­
spiel hörbehindert sind und einen Förderbedarf 
haben, wäre jedoch für eine langfristige integra­

tive wohnortnahe Planung wichtig. Auch weiß nie­
mand, ob etwa geistigbehinderte Schüler in den 
bezirklichen Alterskohorten sich aus sozialen, 
und damit gesundheitlichen, Gründen ungleich 
verteilen. Die Schulen mit dem Förderschwer­
punkt »Geistige Entwicklung« existieren nicht in 
jedem Bezirk und haben daher größere Einzugsbe­
reiche. Die Statistik rechnet dann diese Schüle­
rInnen dem Schul- und nicht dem Wohnbezirk zu. 
An genaueren Angaben scheint die Verwaltung 
desinteressiert.

Um bezirkliche Unterschiede sichtbar zu machen, 
kann man sich jedoch auf den Förderschwerpunkt 
Lernen konzentrieren, denn es gibt über 40 Schu­
len in allen Bezirken der Stadt. Wir stellen für die­
sen Förderbereich pro Bezirk die Förderquote (alle 
Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
»Lernen«), die Integrationsquote (Kinder mit dem 
FB »Lernen« im gemeinsamen Unterricht) und die 
Sonderschulquote (Kinder mit dem FB »Lernen« in 
Sonderschulen) dar. Es gibt extreme Bezirksunter­
schiede, sowohl in der Förderquote als auch im In­
tegrationsanteil. Sind Hellersdorfer SchülerInnen 
dreimal dümmer als Schöneberger? Und warum 
werden sie dort so selten integriert, siebenmal sel­
tener als in Kreuzberg? Meist gilt: Hohe Etikettie­
rungsquoten sind verbunden mit geringer Bereit­
schaft zum gemeinsamem Unterricht. Vor allem 
Ostberliner Bezirke etikettieren gern (trotz gerin­
ger Migrantenanteile) und sondern gern aus. 

Der AK Gem hat diese Tatsache den Bildungsse­
natoren wiederholt vorgetragen, ohne erkennbare 
Wirkung. Zwar ist der Senat aus Einsparungsgrün­
den an einer geringeren Förderquote interessiert, 
aber Integration wird behandelt wie ein lästiges 
Erbe. Stattdessen wird auf die »Autonomie« der 
Bezirke verwiesen, so als ob es kein gemeinsames 
Schulgesetz mit dem Vorrang der gemeinsamen 
Erziehung und keine politische Verantwortung gä­
be. Und was tun die Bildungspolitiker der SPD und 
der sonst so engagierten Linken? Sie ignorieren 
Bezirksunterschiede bei der Integration, dabei be­
deuten diese: ungleiche Bildungschancen – zu La­
sten der Kinder. �

*KMK: Sonderpädagogische Förderung in Schulen 1997 bis 
2006 (Stat. Veröff. Nr. 185), Bonn April 2008

Tabelle Förderschwer-
punkt Lernen: Förderquo-
te, Integrationsquote und 
Sonderschulquote, nach 
(alten) Bezirken, 2007/ 
2008, in v.H. (Kl. 1-10)
 � Quelle: SenBWF

Ungleiche Chancen in  
Berliner Bezirken 
Der Prozentsatz von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf spiegelt  
eine sehr unterschiedliche regionale Bewilligungspraxis wider

von Frank J. Müller, GEW-AG für Inklusion und Ulf Preuss-Lausitz, TU Berlin

(alte) Bezirke	 Förder- 	 Integrations-	 Sonderschul- 
	 quote	 quote	 quote

Mitte	 2,8	  2,7	 97,3

Mahrzahn	 5,5	  9,9	 90,1

Hellersdorf	 6,1	 10,7	 89,3

Hohenschönhausen	 4,2	 10,9	 89,1

Lichtenberg	 3,9	 10,5	 89,5

Treptow	 3,5	 13,6	 86,4

Pankow	 3,6	 17,5	 82,5

Zehlendorf	 1,5	 18,6	 81,4

Köpenick	 2,5	 19,6	 80,4

Prenzlauer Berg	 1,4	 24,8	 75,2

Neukölln	 3,8	 26,9	 73,1

Friedrichshain	 2,4	 26,8	 73,2

Tempelhof	 1,7	 31,2	 68,8

Weißensee	 2,8	 32,0	 68,0

Wilmersdorf	 1,8	 41,3	 58,7

Charlottenburg	 1,4	 42,1	 57,9

Reinickendorf	 2,3	 43,9	 56,1

Wedding	 3,7	 53,8	 46,2

Tiergarten	 3,7	 57,3	 42,7

Steglitz	 1,4	 59,3	 40,7

Schöneberg	 2,1	 60,4	 39,6

Spandau	 2,4	 67,0	 33,0

Kreuzberg	 3,0	 71,2	 28,8

Berlin West	 2,5	 46,5	 53,5

Berlin Ost	 3,6	 14,3	 85,7

Berlin gesamt	 2,8	 33,3	 66,7
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Bildungspolitische Entscheidungen sind das ei­
ne, empirische Forschungsbefunde das andere. 

Zu welchen empirischen Ergebnissen sind interna­
tionale wie nationale Forschungen in den letzten 
30 Jahren gekommen und welche Impulse geben 
sie für die Bildungspolitik? 

Untersucht wurde mehr­
fach die Frage, ob Kinder 
mit Förderbedarf im gemein­
samen Unterricht (GU) stän­
dig überfordert und nicht 
angemessen gefördert wür­
den. Zahlreiche internatio­
nale wie nationale Leistungs­
vergleiche belegen überein­
stimmend das Gegenteil: Be­
hinderte, nicht nur lernbe­
hinderte Kinder lernen in integrativen Settings 
deutlich mehr als in Sonderklassen und Sonder­
schulen. Unterschiede in heterogenen Lerngrup­
pen wirken sich gerade für schwächere Schüle­
rInnen leistungssteigernd aus, ein Befund, der 
sich auch bei PISA bestätigte. 

Die Leistungsentwicklung verhaltensauffälliger 
SchülerInnen erfuhr im GU ebenfalls eine deut­
liche Stabilisierung und eine verbesserte Sozial­
prognose. Auch bei SchülerInnen mit geistiger Be­
hinderung konnten in der Primar- und Sekundar­

stufe I positive 
Leistungs- und So­
zialentwicklungen 
nachgewiesen wer­
den, teilweise in 
Lernsprüngen, ver­
einzelt aber auch 
unterbrochen durch 
Phasen der Stagna­
tion. Für die För­
derschwerpunkte 
körperliche und 

motorische Entwicklung und Sinnesbehinde­
rungen liegen bislang nur wenige Studien für den 
GU wie für Sonderschulen vor, die vor allem Inter­
aktionsprozesse qualitativ beobachteten. Den po­
sitiven GU-Ergebnissen entsprechen zahlreiche 
Studien, die die kognitive und soziale Ineffizienz 

Nicht nur lernbehinderte Kinder 
lernen in integrativen Settings mehr 
als in Sonderklassen und 
Sonderschulen.

Gemeinsam lernen  
kommt allen zugute
Empirische Befunde zum gemeinsamen Unterricht

von Irene Demmer-Dieckmann und Ulf Preuss-Lausitz , beide TU-Berlin
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Irene Demmer-Dieckmann

Der sehbehinderte Leon 
Portz mit seinem 
Blindencomputer nimmt 
am regulären Grund-
schulunterricht der 3. 
Klasse in Undenheim teil. 
� Foto: imago/Sämmer
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legen, dass Skepsis und Befürchtungen unbegrün­
det sind. Nichtbehinderte Kinder bringen in der 
Primar- und in der Sekundarstufe I die gleichen 
Leistungen wie in Klassen ohne GU, in einigen Stu­
dien erreichen sie sogar bessere Ergebnisse als in 
nichtintegrativen Klassen. Die Eltern erkennen das 
und die Akzeptanz steigt mit der Dauer der inte­
grativen Erfahrung bei Eltern von Kindern mit und 
ohne Behinderung.

Auch besonders begabte Kinder mit einem Intel­
ligenzquotienten oberhalb von 117 werden in ih­
rer kognitiven Entwicklung nicht behindert, in ih­
rer sozialen aber zusätzlich gefördert. Soziale In­
tegration und Schulzufriedenheit sind zentrale 
Ziele des GU. Die Empirie zeigt nun erstaunlich 
hohe Zufriedenheitswerte von integrierten Förder­

kindern und übli­
cherweise ein 
gutes Maß sozialer 
Integration. Je län­
ger die Phase des 
gemeinsamen Ler­
nens dauert, umso 
besser sind sie in­
tegriert. 

Nicht wirklich 
überraschend ist, dass es Probleme bei der Inte­
gration von Kindern mit aggressivem Verhalten 
gibt. Aggressive Kinder sind überall unbeliebt – 
hier sind gezielte pädagogische Interventionen 
nötig. Integrationsklassen fördern ein positives 
Klassenklima, weil insgesamt stärker auf indivi­
duelle Wünsche eingegangen wird. Durch den 

Umgang mit Verschiedenheit wird 
nachweislich Toleranz und Hilfsbe­
reitschaft gefördert. Viele Kinder mit 
Lernerschwernissen fühlen sich im 
GU wohl. Die Pubertät ist auch im GU 
eine schwierige Phase. Pubertätspro­
bleme und Konflikte sind Anlässe für 
eine gemeinsame Suche nach Lö­
sungen. Gegen Ende der Sekundar­
stufe werden sie in der Regel über­
wunden.

Die empirische Forschung zeigt: 
Durch den Weg der Sonderbeschu­
lung wird das Ziel der gesellschaft­
lichen Teilhabefähigkeit von behin­
derten und sozial benachteiligten 
Kindern weniger erreicht als durch 
gemeinsame Erziehung. Eben des­
halb ist Integration in der inklusiven 
allgemeinen Schule, mit entspre­
chend kompetentem Personal, für al­
le Förderkinder die richtige Perspek­
tive – wie uns viele Staaten vorma­
chen. Die Forschungsergebnisse 
sprechen eine klare Sprache und 
sollten bildungspolitisch stärker be­
rücksichtigt werden, um durch inte­
grative Beschulung mehr Bildungsge­
rechtigkeit und soziale Partizipation 
zu erreichen. Der Rechtsanspruch 
auf gemeinsame Erziehung erhält 
durch die Forschung eine deutliche 
Bekräftigung. �

der Schule für Lernbehinderte belegen. Tent und 
jüngst Wocken weisen nach, dass die Intelligenz- 
und Leistungsentwicklung umso ungünstiger ver­
läuft, je früher SchülerInnen in Lernbehinderten­
schulen überwiesen werden. Sie verläuft umso 
günstiger, je länger sie die Regelschulen besu­
chen. Seit Jahrzehnten wird immer wieder be­
schrieben, dass die Schule für Lernbehinderte ei­
ne Schule für Kinder von arbeitslosen, armen und 
oft kinderreichen Eltern ist, in der vor allem Jun­
gen und in den »Westbezirken« Kinder mit Migra­
tionshintergrund überrepräsentiert sind. Diese 
Kinder am Rande der Gesellschaft werden durch 
die schulische Aussonderung zusätzlich bestraft. 

Das kognitive und sozial anregungsreduzierte 
Entwicklungs- und Lernpotenzial ausgelesener 
Lerngruppen ist Haupt­
ursache für die schlech­
ten Ergebnisse, die zu 
»kognitiver Friedhofs­
ruhe« und didakti­
schem Reduktionismus 
führen kann. Diese 
Gefahr kann durch die 
Chancen kleinerer Klas­
sen und durch spezia­
lisierte Lehrkräfte kaum kompensiert werden. 
Aufgrund der empirischen Befunde müsste daher 
die Schule für Lernbehinderte schon längst – ähn­
lich wie die Hauptschule – durch integratives Ler­
nen in allgemeinen Schulen ersetzt werden. 

Manche Eltern sind oft vor Beginn des GU ver­
unsichert und fürchten, dass behinderte Kinder 
die Leistungsentwicklung der nichtbehinderten 
beeinträchtigen könnten. Wer keine Erfahrung mit 
dem GU hat, ist skeptisch. Wer Erfah­
rungen sammelt, ist zufrie­
den. Mehrere Stu­
dien be­

Durch den Umgang mit Verschiedenheit 
wird nachweislich Toleranz und 
Hilfsbereitschaft gefördert.
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Der jährliche Streit über die (un)zureichende Fi­
nanzierung sonderpädagogischer Förderung 

im gemeinsamen Unterricht ist im Berliner System 
unauflösbar. Er ist begründet in einem ineffek­
tiven und zugleich ungerechten Doppelsystem der 
Stellenzuweisung. Einerseits werden alle Klassen 
in den Sonderschulen je nach Unterrichtsbedarf 
(und weiterem Bedarf, wie beispielsweise der Dia­
gnostik) ausfinanziert, andererseits bleibt der 
Stellenumfang für den gemeinsamen Unterricht 
seit Jahren »gedeckelt«, obwohl der Elternwunsch 
nach Integration zunimmt und es steigende Zah­
len von Kindern mit festgestelltem sonderpädago­
gischem Förderbedarf gibt. Während die Ausstat­
tung der Sonderschulen also gesichert wird, müs­
sen sich immer mehr Kinder und Schulen den ein­
gefrorenen Integrationstopf teilen, da die Förder­
stunden pro Kind kontinuierlich sinken. Um die 
Absenkung zu kaschieren, sind neuerdings nied­
rigere Förderstunden pro Kind eingeführt worden. 
Zynischer kann man mit der Integration behinder­
ter Kinder kaum umgehen. Dabei gäbe es einen 
Weg, der die wissenschaftlich nicht klärbare Frage, 
wie viele Schülerinnen und Schüler sonderpädago­
gische Förderung bräuchten und wie umfangreich 
die Zusatzförderung sein müsste, fair und demo­
kratisch klären könnte. Im Folgenden wird ein Vor­
schlag gemacht, der modifiziert in anderen 
Staaten praktiziert wird.

1.	Die gesamte sonderpädagogische Ressource 
wird in einem Etatansatz gebündelt. Es gibt keine 
zwei »Töpfe«. Nach dem System kommunizie­
render Röhren bleibt die Menge für Sonderschul­
klassen und gemeinsamen Unterricht gleich – wo 
die eine steigt, sinkt die andere. 

2.	Der Berliner Gesamtumfang der sonderpädago­
gischen Ressource richtet sich nicht nach Einzel­
gutachten (Diagnostik) oder der Einrichtung von 
Klassen in Sonderschulen, sondern nach einer po­
litisch-pragmatisch vereinbarten Gesamtgröße 
sonderpädagogischen Bedarfs, bezogen auf den 
Schülerjahrgang. Mein Vorschlag: Für Berlin ist da­
von auszugehen, dass dauerhaft 6 Prozent aller 
Kinder sonderpädagogische Förderung (Förder­
schwerpunkte Lernen, Verhalten, Sprache: 4,5 Pro­
zent; übrige: 1,5 Prozent; vgl. KMK 2008) brau­
chen. Diese Förderung ist jedoch nicht bei allen 

über das ganze Jahr nötig. Nach finnischem Mo­
dell kann sie auch kürzer, und also auch für mehr 
Kinder eingesetzt werden. Im Laufe eines Schul­
jahres nutzen in Finnland rund 20 Prozent aller 
SchülerInnen diese Förderung. Umgerechnet auf 
sonderpädagogische Ressourcen entspräche dies 
einer ganzjährigen Förderung von rund 6 Prozent.

3.	Es wird für das Land Berlin ein Gesamtfaktor 
pro Förderkind (der Jahresquote) festgelegt, der 
eine angemessene Förderung sichert, und der als 
Multiplikator zur Ausstattung erforderlich ist. Er 

Nachhal tige Finanzierung 
für alle Schulen 
Ein Vorschlag zur Überwindung der festgefahrenen Zweiklassenfinanzierung in Berlin

von Ulf Preuss-Lausitz, TU Berlin

Zhang Junying, die als 
Kind beide Arme verlor, 
demonstriert wie sie un-
ter Zuhilfenahme ihrer 
Füße das Einfädeln eines 
Fadens erledigt.
 � Foto: imago/Xinhua
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könnte bei etwa 4 Stunden 
liegen. Für bestimmte Förder­
schwerpunkte kann er (unter)
differenziert werden.

4.	 Jede Schule mit der Ver­
pflichtung zur Integration 
(BerlSchG) erhält basal eine 
Grundausstattung sonderpä­
dagogischer Lehrerstellen. 
Sie ergibt sich aus der Ge­
samtschülerzahl. Schulen in 
sozialen Brennpunkten erhal­
ten höhere, Schulen in sozial 
günstigeren Einzugsberei­
chen geringere Basisressour­
cen. Die Verteilung erfolgt 
nach vorliegenden Sozialin­
dikatoren und wird öffent­
lich gemacht. Die Ausstat­
tung ergibt sich auch aus der 
jahrgangsweisen Nichtneu­
einrichtung von Klassen der 
kognitiv ineffektiven und so­
zial ungerechten Schule für 
Lernbehinderte und der Ver­
lagerung des Personals in die 
allgemeinen Schulen. Im bau­
lichen, betrieblichen und 
nichtpädagogischen Perso­
nalbereich würde dies für die 
Bezirke zu erheblichen Ko­
steneinsparungen führen. 
Beispiele: Eine dreizügige 

Durchschnittsgrundschule mit 18 Klassen und 
rund 23 Schülern pro Klasse hat 414 Schüler. 4,5 
Prozent, also fast 19 Kinder, hätten im Schnitt für 
die Bereiche Lernen, Verhalten oder Sprache För­
derbedarf; weitere 6 in den übrigen Bereichen. 

Als basale Ausstattung dieser Durchschnitts­
grundschule (19 x 4 h) würden also 76 h (etwa 3 
Lehrerstellen) dienen. Die gleiche sonderpädago­
gische Basisausstattung würde für eine vierzü­
gige Gesamtschule (7.-10. Kl., Frequenzschnitt 
26) mit 416 Schülern gelten. Unter den Sonderpä­
dagogen sollten die Kompetenzen für Lern-, Ver­
haltens- und Sprachförderung vertreten sein – 
möglichst auch ein Mann. Diese Stellen werden in 
der Schule geführt und sind Kernkompetenz Son­
derpädagogik der Schule.

5.	In jeder Schule wird die basale und die weitere 
sonderpädagogische Ressource in einem der 
Schulleitung zugeordnetem Unterstützungs-Cen­
ter (UC) organisiert, das eigene Räume in der Schu­
le hat. Dort wird auch (mit anderen Ressourcen) 
die Sprachförderung etwa für Migrantenkinder, die 
schulinterne Unterrichtsnachbereitung und die 
Talentförderung koordiniert. (Leiter dieser Einrich­
tungen könnten auch vormalige Sonderschullei­
tungen sein.) 

6.	Auf Platzierungs- und Feststellungsdiagnostik 
in den Schwerpunkten Lernen, Verhalten und Spra­
che wird verzichtet. Stattdessen wird Diagnostik 
als kontinuierliche Förderdiagnostik eingesetzt, 
die mit einer schulinternen Rechenschaftslegung 
verbunden wird. Für die übrigen Förderschwer­
punkte bleibt die Feststellungsdiagnostik erhal­
ten; die Schulen erhalten dann zusätzlich die Res­
source, wenn die Eltern Integration wünschen.

Das aus Platzgründen nur knapp skizzierte Fi­
nanzierungsmodell ermöglicht Transparenz, Pla­
nungssicherheit, eine nachhaltige Überwindung 
des Etikettierungs-Ressourcen-Konflikts und eine 
lerneffektive schulinterne Förderung, die in die 
übrige pädagogische Arbeit eingebunden ist. �

Schule in China: Schüler Cao Lei schreibt während des Unterrichts mit seinen Füßen. � Foto: Imago/Xinhua
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Jelson kommt schon wieder zu spät. 
Er öffnet die Tür nur wenig und nä­

hert sich gebeugt dem Lehrertisch. »Zu 
spät«, sagt er leise und geht zu seinem 
Platz. Er möchte sich entschuldigen, 
aber er kann es noch nicht auf Deutsch.

Jelson kommt aus dem Kongo. Sein 
Alter ist schwer zu schätzen. Er sagt, er 
sei 15. Er ist seit einem halben Jahr in 
Berlin. Wie er hierher gekommen ist, 
kann er nicht erzählen und wenn er es 
eines Tages erzählen kann, wird er es 
vielleicht nicht tun. Jelson kam allein 
nach Berlin. Es hätte auch eine andere 
große deutsche Stadt sein können. Ihm 
sagte keine etwas. Er wusste auch gar 
nicht, dass er auf dem Flughafen in Ber­
lin gelandet war. 

Er lebt jetzt in einem Heim für unbe­
gleitete Jugendliche weit draußen am 
Stadtrand. Es geht ihm gut, sagt er. Er 
hat Nahrung, Kleidung und Unterkunft. 
Die Betreuer sind nett. Jelson schläft 
schlecht. Eigentlich kann er nachts gar 
nicht schlafen. Manchmal schläft er im 
Unterricht. Dann, wenn er mal nicht zu 
spät kommt.

Jelson geht in einer Berliner Haupt­
schule in eine Kleinklasse. Dort lernt er 
Deutsch. Seine MitschülerInnen kom­
men aus der allen Teilen der Welt. Man­
che sind in ihren Heimatländern nie in 
eine Schule gegangen, mussten Bürger­
kriege und Vertreibung erleben, einige 
haben schon einen Schulabschluss ge­
macht.

Die Pommernschule hat vier solcher 
Kleinklassen. Sie sind in vier Niveaustu­
fen eingeteilt. Die Kleinklasse 1 beginnt 
mit »Wie heißt du?« und die Kleinklasse 
4 endet mit der Eingliederung in die Re­
gelklassen. Jelson ist immer noch in der 
Kleinklasse 1. Er lernt nur langsam. Es 
gibt kein Wörterbuch für seine Stam­
messprache. Seine Arbeit ist mühsam, 
aber er gibt nicht auf. Heute sieht er be­
sonders schlecht aus. Er hat einen Ter­
min bei der Ausländerbehörde. Seine 
Duldung läuft ab. Er wird noch oft sol­

SchülerInnenbriefe an den Innenminister

Die vergessenen Klassen
Über die Kleinklassen für zugezogene nichtdeutsche SchülerInnen 

von Christiane Thöne, blz-Redaktion Fo
to
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klassen für Schüler nichtdeutscher Her­
kunftssprache gibt es schon lange in 
Berlin, nur hießen sie früher Vorberei­
tungsklassen, Eingliederungslehrgänge 
oder Förderklassen und es waren maxi­
mal zwei Schuljahre für den Spracher­
werb vorgesehen. Im Schuljahr 2005/ 
2006 wurden 2.116 SchülerInnen in 196 
Kleinklassen unterrichtet. Allein in 
Charlottenburg-Wilmersdorf gibt es in 
diesem Schuljahr sieben dieser Klassen. 
Schon immer wurden sie gern an Haupt­
schulen angegliedert. Welche Gründe 
wohl dafür hergehalten haben mögen? 
Im Schulgesetz werden sie nicht mehr 
erwähnt. Es wundert deshalb nicht, 
dass viele KollegInnen, auch Schulleite­
rInnen, nichts von und über Kleinklas­
sen wissen.

Viele SchülerInnen erreichen über­
durchschnittliche Schulabschlüsse auf 
der Hauptschule oder wechseln vorher 
auf Gesamtschulen oder Gymnasien. 
Nicht nur deshalb sind sie ein wichtiger 
Teil der Berliner Schullandschaft und 
verdienen Beachtung: be Berlin! �

che Termine haben. Am Tag danach ist 
er froh. Er hat es wieder für drei Monate 
geschafft. Er zeigt sein Papier in der 
Klasse herum. Seine MitschülerInnen 
nicken verständnisvoll. Mehrere teilen 
seine Sorgen. Auch sie sind unbegleite­
te Flüchtlinge, meist aus den Krisenge­
bieten dieser Welt. 

Aber da gibt es auch Magda aus Po­
len, die mit ihren Eltern nach Berlin ge­
kommen ist. Sie ist erst 13, gut gelaunt, 
oft übermütig. Sie ist gern hier, das Ler­
nen fällt ihr leicht. Häufig fährt sie am 
Wochenende zu ihrer Oma nach Poznan.

In Kleinklassen gehen aus dem Aus­
land zuziehende SchülerInnen nicht­
deutscher Herkunftssprache. Sie dienen 
ausschließlich dem Spracherwerb Deutsch 
mit dem Ziel des Übergangs in eine Re­
gelklasse. Dieses Ziel sollen die Schüle­
rInnen in nur 36 Unterrichtswochen er­
reichen. Kleinklasse bedeutet Vielfalt 
und Verschiedenheit: verschiedene 
Schicksale, verschiedene Hautfarben, 
verschiedene Altersstufen und ver­
schiedene Lernvoraussetzungen. Klein­
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Ich berichte aus der Paul-Moor-Schule 
in Spandau, einer Schule, die zwei 

Schulen unter einem Dach vereint, mit 
einem Kollegium und einer Schullei­
tung: eine Grundschule und Sonder­
schule mit dem Förderschwerpunkt Ler­
nen. Anfang der 90er Jahre machten wir 
LehrerInnen uns auf den Weg, »Integra­
tionspädagogisches Zentrum« zu wer­
den. Wir hatten die Erfahrung gemacht, 
dass die separierte Förderung von 
SchülerInnen kaum erfolgreich ist und 
insbesondere die Jugendlichen ihre 
Ausgrenzung negativ erlebten. Sie ver­
steckten sich morgens vor Gleich­
altrigen, um beim Betreten unserer 
Schule nicht gesehen zu werden. 

Am Lernen gehindert

Aus der Schule für Lernbehinderte 
wurde 1992 eine zweizügige Grund­
schule mit Integrationsklassen und 
einem kleinen Sonderschulzweig. In un­
serer Grundschule lernen im gemein­
samen Unterricht 8 bis 12 Kinder mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf 
pro Jahrgang. Wir hofften die Sonder­
schule überwinden zu können, da in 
Spandau schon damals viele Schulen in­
tegrative Arbeit leisteten. In den letzten 
Jahren gab es einen Ansturm auf die 
Sonderklassen. Wir mussten wieder 
Klassen mit dem Förderschwerpunkt 
Lernen im Grundschulalter einrichten. 
ÄrztInnen, VertreterInnen von Ämtern 
und Organisationen, LehrerInnen raten 
den Erziehungsberechtigten, ihr Kind in 
der Sonderschule anzumelden: Es brau­
che kleine Klassen und eine ruhige 
Lernatmosphäre. Ja, beides braucht das 
Kind. Das aber ist in der Sonderschule 
mit Förderschwerpunkt Lernen nicht zu 
finden; in unserer Schule nicht. In un­
seren Sonder-Klassen sind beinahe aus­
schließlich Kinder aus sozial schwäch­
sten Familien zusammengefasst, deren 
Verhaltensprobleme alle am Lernen hin­
dern. Selbst erfahrene Sonderpädago­
gInnen berichten mir, dass in ihren 
Sonder-Klassen eine Förderung derzeit 

seiner Grundschulklasse nicht mehr 
mit, also müsse es in die Sonderschule! 
Wir raten den KollegInnen, bei uns zu 
hospitieren. In den Sonderklassen sind 
kaum Doppelsteckungen von Lehrkräf­
ten vorgesehen. SchulhelferInnen wur­
den uns noch nie bewilligt. Eine Schul­
station wurde wegen Geldmangels ge­
schlossen. 

Wir helfen uns in Kooperation mit der 
Grundschule: Der Schulhelfer eines be­
hinderten Kindes der Grundschule 
springt in Notsituationen in den Son­
derklassen ein und arbeitet mit einzel­
nen Kindern oder Jugendlichen im 
Schulgelände. Akut schwer zu steu­
ernde Kinder werden tageweise oder 
länger in eine Grundschulklasse umge­
setzt und ihr Verhalten ändert sich um­
gehend. Schwierige ältere SchülerInnen 
werden mitunter als Computerhelfe­
rInnen in den Anfangsklassen einge­
setzt. Die SchülerInnen der Sonderklas­
sen profitieren von der Atmosphäre 
und dem Ansehen der Grundschule, 
doch dass sie »SonderschülerInnen« 
sind, bleibt ihnen bewusst. �

nicht möglich ist. In der kleinen Klasse 
mit 10 Kindern gibt es Streit und Kon­
flikte, Lärm, Störungen, Herum- und Hi­
nausrennen. An gezieltes Lernen ist 
nicht zu denken. Haben dann die Kolle­
gInnen nach Monaten Schwerstarbeit ei­
nen Grundstein gelegt, kommt ein neu­
er Schüler oder Schülerin mit neuen 
Verhaltensschwierigkeiten und die Ag­
gressionen fast aller Kinder sind wieder 
an der Tagesordnung. Einzelne Lernwil­
lige werden massiv am Arbeiten gehin­
dert. 

Störendes Verhalten potenziert sich

Es kann doch nicht sein, dass Fach­
leute nicht wissen, dass sich störendes 
Verhalten potenziert, wenn Kinder mit 
ähnlichen Problemen zusammengefasst 
werden. Sie behindern sich wechselsei­
tig. Besonders ärgerlich ist es, wenn 
SonderpädagogInnen, oft Ambulanzleh­
rerInnen an den Grundschulen, bei uns 
anrufen, da bekäme ein Kind den För­
derschwerpunkt Lernen und es käme in 

Lernbehinderte Kinder brauchen keine Sonderschule 
Ein Bericht aus der Praxis 

von Edeltraud Huldisch, Schulleiterin der Paul-Moor-Schule in Spandau

Langer Atem ist gefragt: Demo-Foto aus dem Jahre 1986.� Foto: Dirk Brukus
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Beeil dich, Janina! Wir gehen gleich 
essen.« Cem und Lena sind in dieser 

Woche Janinas Partnerkinder. Nach 
Schluss des Unterrichts warten sie auf 
ihre Mitschülerin und achten darauf, 
dass sie Jacke und Schultasche mit­
nimmt, bevor sie gemeinsam über den 
Schulhof zum Hortgebäude gehen. Jani­
na ist ein Kind mit Down-Syndrom. 

Janina hat Glück

Seit drei Jahren arbeitet Janinas Schu­
le mit offenem Ganztagsbetrieb. In die­
sem Schuljahr hat Janina Glück: In ihrer 
Hortgruppe ist neben der Erzieherin ei­
ne Facherzieherin für Integration, die 
auch vormittags stundenweise im Un­
terricht mitarbeitet. Sie kann gut ein­
schätzen, was sie Janina am Nachmittag 
noch abverlangen kann. Heute war 
Schwimmunterricht. Janina ist müde 
und darf sich in die Polsterecke zurück­
ziehen. An der Wochenhausaufgabe ar­
beitet sie morgen weiter. Die Facherzie­
herin verlässt nun für eine halbe Stun­
de die Hortgruppe und trifft sich mit 
dem LehrerInnenteam, um das Wich­
tigste für die nächste Woche zu bespre­
chen. Dazu ist nämlich sonst wenig Ge­
legenheit.

Nicht alle profitieren vom Ganztagsbetrieb

Leider profitieren nicht alle der 30 In­
tegrationskinder an Janinas Schule wie 
sie von der Umstellung auf den Ganz­
tagsbetrieb. So kann Serhats Gruppe 
wegen seines Rollstuhls nur im Schul­
haus betreut werden; im Hortgebäude 
gibt es keinen Fahrstuhl, auch fehlt es 
dort an Räumen. Das hat zur Folge, 
dass Serhats Klassenzimmer für den 
Unterricht und die Hortzeit genutzt 
wird. Zwischen den Schultischen kann 
er sich kaum fortbewegen, seine Ecke 
zum Ausruhen und Ausstrecken ist eng 
und alles andere als ruhig. 

Sheyla, schwer mehrfach behindert, 
ist in der 5. Klasse. In diesem Jahr muss 

sie sich in eine neue Hortgruppe mit 
jüngeren Kindern eingewöhnen, weil ih­
re KlassenkameradInnen wegen der Al­
tersgrenze den Hort nicht mehr besu­
chen dürfen – eine Belastung, die päda­
gogisch von ErzieherInnen und Lehre­
rInnen aufgefangen werden muss. Das 
gilt auch für Kinder, die deutliche emo­
tionale und soziale Schwierigkeiten ha­
ben. Auch für sie braucht es in der 
Ganztagsschule mehr ruhige Räume, 
viel Zuwendung und Zeit, die nicht im­
mer gegeben ist, weil Räume und Res­
sourcen zu knapp bemessen sind.

Ich denke, es ist deutlich geworden, 
dass die Chancen der Ganztagsschule 
oft noch nicht ausreichend genutzt 
werden können. 

Wo Änderungen notwendig sind

Aus der Praxiserfahrung scheint mir 
unabdingbar, 
•	 �dass die Doppelnutzung von Klas­

senräumen aufgegeben wird und vor 
allem Rückzugs- und Entspannungs­
räume geschaffen werden; 

•	 �dass die Gruppengrößen gesenkt 
werden; 

•	 �dass es mehr ausgebildete Facherzie­
herInnen für Integration gibt;

•	 �dass die Therapien räumlich und 
zeitlich in die Hortzeit integriert 
werden; 

•	 �dass die Stundenzumessung insbe­
sondere für Kinder mit Verhaltens­
störungen deutlich erhöht wird;

•	 �dass die Begrenzung der Hortbewilli­
gung für nicht behinderte Kinder in 
den Klassen 5 und 6 vor allem für 
die MitschülerInnen von Kindern mit 
besonderem Förderbedarf geöffnet 
wird, damit deren soziale Bindungen 
gestärkt werden und 

•	 �dass mehr zeitliche Spielräume für 
die Absprachen von LehrerInnen und 
ErzieherInnen geschaffen werden.

Ganztägige Schulen eröffnen so auch 
für Kinder mit Schwierigkeiten und Be­
hinderungen größere Chancen der Ent­
wicklung und Förderung. �

Wir müssen integrativer werden
Über notwendige Änderungen im Ganztagsbetrieb

von Hedwig Matt, Lehrerin an der Heinrich-Zille-Grundschule in Kreuzberg 
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Wir, die unterzeichnenden Kolle­
gInnen der Carlo-Schmid-Ober­

schule in Spandau, begrüßen die ge­
plante Bildungsreform insofern, als sie 
die Hauptschule endlich abschaffen 
will! Leider bleibt diese Reform aber im 
Ansatz stecken, wenn sie das Gymnasi­
um als Schulform weiter erhalten und 
nur den »Rest« zusammenfassen will. 
Das ist ein Reformversuch, der den sozi­
al stärker gestellten Familien und Wäh­
lerInnen nicht wehtun soll. Und das in 
einem Land, in dem Untersuchungen 
immer noch hartnäckig belegen, dass die 
Herkunft den Bildungsweg entscheidend 
bestimmt! So wird weiterhin bewusst 
und gezielt die strikte Zweiteilung un­
serer Gesellschaft manifestiert: Erste-
Klasse-Abteile in Flugzeugen, Bahnen, 
Krankenhäusern und in Schulen. Listig 
meinen einige »ExpertInnen«, die Schu­
len müssten sich nur um mehr Wettbe­
werb bemühen, dann könnten sie doch 
den Gymnasien einfach den Rang ab­
laufen. Ein geniales Rezept. Wenn sich 
die RegionalbahnerInnen nur ein biss­
chen mehr fortbilden, könnten sie ohne 
weiteres mit einem ICE Schritt halten. 

Seit Jahren sieht die Bundesrepublik 
neidisch auf finnische Bildungserfolge, 
aber die Grundzüge des dortigen Schul­
systems, die Gemeinschaftsschule, will 
man nicht übernehmen, allenfalls hier 
und da eine Kleinigkeit. Grundlegendes 
im deutschen Schulsystem soll sich 
bloß nicht ändern! Da würde die Län­
derhoheit angetastet, Bayern eventuell 
die Republik ausrufen, die bildungsbe­
wussten WählerInnen würden sich ver­
grämt abwenden und noch mehr Privat­
schulen gründen. Also behält man das 
Gymnasium lieber bei und stopft ein­
fach die HauptschülerInnen in die an­
deren Schulformen. Vermutlich bleibt 
die gute Ausstattung der Hauptschulen 
in Bezug auf SchülerInnenfrequenzen 
dabei ganz still und heimlich auf der 
Strecke. 

Dabei enthält die erste Stufe dieser 
»Schulreform« durchaus Elemente, die 
in die richtige Richtung weisen: Koope­
ration mit Grundschulen, freie Gestal­

keit und Erreichbarkeit unterschied­
licher Abschlüsse organisieren. Auch 
GymnasiallehrerInnen werden nicht be­
streiten, dass nach vier oder sechs Grund­
schuljahren individuelle Bildungslauf­
bahnen und –erfolge nicht exakt vor­
hersehbar sind. Wer Bildungsfähigkeit 
als eine statische Größe betrachtet und 
Kindern im Alter von 12 Jahren sugge­
riert, sie gehörten zur Elite (oder eben 
nicht), wird kaum dazu beitragen, Bil­
dungsressourcen zu aktivieren.

Wir verstehen nicht, dass die Berliner 
Schulpolitik die Erfahrungen und das 
Know-how ihrer Gesamtschulen so we­
nig nutzt und so leichtfertig und un­
überlegt aufs Spiel setzt. Berlin verfügt 
über erfahrene, engagierte und erfolg­
reiche Gesamtschulen wie kaum ein an­
deres Bundesland. Fast alle sind ver­
siert, zäh und erfindungsreich in der 
Organisation äußerer und innerer Diffe­
renzierung. Viele konnten sich – trotz 
der Konkurrenz durch die Gymnasien – 
beachtliche Profile geben. Ihre Oberstu­
fen demonstrieren, dass sie trotz der 
meist schwierigeren Schülerklientel mit 
den Gymnasien mithalten können. Viele 
Gesamtschulen haben längst bewiesen, 
dass auch sie eine sogenannte Elite he­
ranbilden können.

Eine Schulreform, die das nicht wür­
digt und nicht in der Lage ist, Gesamt­
schulen zum Kern einer Schule für alle 
zu machen, bleibt Makulatur, erscheint 
mut- und kraftlos, wird kein Problem 
lösen und den politisch Verantwort­
lichen vermutlich keine einzige zusätz­
liche WählerInnenstimme bringen.

Bildungspolitik verdient einen langen 
Atem und nicht nur das Schielen auf 
möglichen Gegenwind durch politische 
GegnerInnen, die am liebsten die altehr­
würdigen Gymnasien aus der Wilhelmi­
nischen Zeit auf den Plan rufen möch­
ten. Wer die Hauptschule abschaffen 
will, muss konsequenterweise auch das 
Gymnasium abschaffen. Das geht nicht 
von heute auf morgen, aber erfolg­
reiche Bildungsnationen haben uns vor­
gemacht, dass es geht. Und dass es gut 
geht. �

tung von Differenzierungsmöglich­
keiten und »verbindliches duales Ler­
nen« in Ganztagsschulen sowie eine 
»enge Vernetzung mit außerschu­
lischen KooperationspartnerInnenn« 
könnten in der Tat zu besseren Erfol­
gen führen. Allerdings darf es nicht bei 
Sprechblasen bleiben, sondern es müs­
sen auch entsprechende personelle 
und materielle Ressourcen bereitge­
stellt werden – eine Reform zum Null­
tarif gibt es nicht.

Wenig durchdacht erscheint uns aber 
die »Reform«, wie sie im zweiten Schritt 
geplant ist: Das Gymnasium soll »ver­
änderte Lernformen und Möglichkeiten 
zur stärkeren individuellen Förderung« 
entwickeln, sodass dann eine »Abschu­
lung«, also eine Verweisung unbe­
quemer oder leistungsschwacher Schü­
lerInnen an die »mindere« Schulform 
nicht mehr möglich ist. 

So wünschenswert es ist, dass den 
Gymnasien der bequeme Weg, unlieb­
same SchülerInnen zu entsorgen, ge­
nommen wird, so fragwürdig bleibt die 
Konsequenz, die sich daraus ergibt: ei­
ne Schullandschaft mit zwei Schulfor­
men, die hermetisch voreinander abge­
schirmt werden. Eine aberwitzige Vor­
stellung, die dem Wunsch von Teilen 
der Bevölkerung, sich in einer schein­
bar behüteten Enklave zu verbarrikadie­
ren, entgegenzukommen sucht. – Dies 
wird zu unschönen Kämpfen um Gym­
nasialplätze führen, vielleicht sogar mit 
den »bewährten« Aufnahmeprüfungen 
aus den 50er Jahren.

Eine ernst zu nehmende Reform müsste 
innerhalb einer Schulform Durchlässig­

Blumen für den Schulsenator? Von uns nicht!
Offener Brief an Jürgen Zöllner

Unterschrieben vom 38 KollegInnen der Carlo-Schmid-Oberschule



 
b l z  |  D e z e m b e r  2 0 0 8 � S e n i o r i t a 17 

Wenn ich nur schon alt wäre«, so seufzte meine im 
Jahr 1956 17-jährige Schwester jedes Mal, wenn die 

Wirrnisse von Liebeskummer, schlecht vorbereitete 
Schularbeiten oder ein zur Unzeit ausbrechender Pickel 
vor dem Treffen mit dem wahrscheinlich »wichtigsten 
Mann meines Lebens« anstanden. Sie fantasierte sich 
das Alter – wie alt war man dann wohl? – als eine fried­
volle Periode, überglänzt von Weisheit, umgeben von ei­
ner reizenden Familie. Nun, die Realität sieht natürlich 
anders aus.

Ich frage mich, ob heutzutage eine 17-Jährige noch ei­
nen solchen Stoßseufzer von sich geben würde? Das Al­
ter als eine friedliche Periode, wo man seine wohlver­
diente Pension genießt, ist als Bild wohl nur mehr selten 
in den Köpfen zu finden. »Friedvolles« Leben im Alter 
wird einem in diesen unruhigen Zeiten nicht unbedingt 
suggeriert. Eher gelten die Gedanken den nicht mehr zu 
bezahlenden Krankenkosten, den immens hohen Mieten 
und dem zusammenbrechenden Generationenvertrag.

Altsein in unserer Welt ist nicht schön, zumindest 
wird es, wie die meisten Altersforscher sagen, als etwas 
sehr Ambivalentes erlebt – von den Betroffenen sowie 
von den jungen Menschen. In der Werbung treffen wir – 
oft recht attraktive – alte Menschen vor allem in Verbin­
dung mit Haftcreme, Rheumamittel und Hörhilfen an. 
Diese Menschen scheinen zwar an solchen Artikeln viel 
Freude zu haben, aber man möchte selbst doch nicht 
unbedingt zu diesen Glücklichen gehören. Schmuck, 
Champagner und schicke Autos aber scheinen für junge 
und alte Alte nicht unbedingt produziert zu werden.

Um nicht dazugehören zu müssen zu den »Alten«, hat 
man offenbar die »jungen Alten« erfunden. Sie sind 60 
bis 70 Jahre alt (in manchen Veröffentlichungen mogelt 
man sogar die 75-Jährigen schon mit hinein), sehen ganz 
sicher nicht aus wie Großmutter oder Urgroßvater auf 
dem Bild zum 60. Geburtstag, reisen in der Welt umher 
und gehen in Fitness-Clubs. Viele achten auf ihre Figur, 
sehen – zumindest von hinten – aus wie ihre Enkelinnen 

Zwischen Jugendwahn  
und Realitätssinn
Das Fehlen der Gelassenheit: Die jungen Alten und der Kampf  
gegen das Altwerden

von Eva Jaeggi 
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»Natürlich sind stolze alte Väter ein rührender Anblick – aber die boshafte Bemerkung 
älterer Frauen, dass das Enkelkind ganz reizend sei, ruft doch einen roten Kopf hervor.«
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oder Enkel. Männliche 60- bis 65-Jäh­
rige denken recht oft daran, wie es 
wohl wäre, nochmals eine Familie zu 
gründen. Wenn die Pension reicht, dann 
tun sie es auch gar nicht so selten – zur 
Empörung der abgelegten Ehefrau und 
der erwachsenen Kinder.

Als »Junger Alter/Junge Alte« ist man 
nicht alt, Punktum! Übereinstimmend 
berichten uns Altersforscher, dass äl­
tere Menschen – dies gilt für die ganze 
Spanne von jungen Alten bis zu den 
Greisen – sich selbst als mindestens 
zehn, 15 Jahre jünger einschätzen als 
ihre Altersgenossen: sie meinen, jünger 
auszusehen, jünger zu wirken und auch 
geistig frischer zu sein, als man »übli­
cherweise« in ihrem Alter ist. Die »An­
deren« nämlich sind, wie man leider, 
leider bemerken muss, schon etwas tü­
telig und tatterig oder sie machen sich 
einfach ein wenig lächerlich mit ihrem 
jugendlichen Gehabe, wenn sie sich 
nochmals ein Motorrad kaufen oder 
nach Männern schielen.

Statistisch gesehen ist dies alles na­
türlich Unsinn. Wahr ist: Die meisten äl­
teren Menschen sehen heutzutage dank 
moderner Medizin, Kosmetik, gesunder 
Ernährung und – ja, warum nicht? – pla­
stischer Chirurgie ganz anders aus als 
noch vor 100 oder sogar 50 Jahren – so­
fern sie nicht körperlich grobe Arbeiten 
verrichten müssen oder sehr viele Kin­
der geboren haben, ohne die dazu nöti­
gen materiellen Mittel zu besitzen. Da­
rauf berufen sich die Selbstbilder der 
»Jungen Alten«, natürlich mit Recht – 
wenn sie nur nicht meinten, sie seien 
eine Ausnahme. Komplimente in dieser 
Richtung bekommen die meisten zu­
hauf. Denn auch die Komplimentema­
cher verbinden oft mit dem Alter noch 
die Bilder von früher.

Aber kein noch so frisches Aussehen 
und Lebensgefühl kann natürlich darü­
ber wegtäuschen, dass man Boten des 
Alters spürt. Gedächtnis? – oh weh!.. 
Gerade hat man doch den reizenden 
französischen Film gesehen, von dem 
alle sprechen – aber: wie hieß er doch 
und: was eigentlich war der Inhalt? Na­
türlich, man erinnert sich sehr genau, 
wenn man nur einen kleinen Anknüp­
fungspunkt vom Gesprächspartner be­
kommt – aber peinlich ist es trotzdem. 
Mit dem Inhalt von Büchern geht es ge­
nauso. Die freundliche Umwelt der 30 
bis 40-Jährigen beteuert, dass ihnen dies 
auch oft passiere. Mag sein – aber wie 
oft ist »oft« für die?

Und diese merkwürdigen Gelenk­
schmerzen beim Aufstehen. Früher 
konnte man natürlich frisch und ausge­
ruht aus dem Bett springen – dass dies 

jetzt nicht mehr gelingt, kennt jeder als 
ein Alterszeichen. Der alte Witz, dass 
man – sollte man sich beim Aufwachen 
wohlfühlen – schon tot sei, blieb haften 
und erscheint einem nicht mehr so wit­
zig. Genau so wenig wie der angebliche 
Ausspruch des Alzheimer-Kranken, 
dass er jeden Tag neue Leute kennen 
lerne. Ziemlich oft erkennt man Leute 
nämlich nicht mehr wieder, obwohl 
man letzthin auf einer Party so nett mit 
ihnen geplaudert hat. Und ob man noch 
immer so witzig sein kann wie früher? 
Hat man diesen Schnack oder jene 
Anekdote nicht doch schon mehrere 
Male an den Mann gebracht?

All dies aber lässt sich verdrängen, 
wenn man bei günstiger Gelegenheit in 
den Spiegel sieht, vor allem dann, wenn 
man sich ohne Brille betrachtet. Denn 
die meisten älteren Menschen erschre­
cken bei ganz genauem Hinsehen und 
bei grellem Licht dann doch: so alt sehe 
ich aus? Irgendwie war dies doch noch 
vor kurzem anders?

Die Unsicherheit, für wie alt man sich 
denn eigentlich halten solle, nagt an 
vielen jungen Alten. Passt jenes grell­
farbige Kostüm noch? Wie kurz darf der 
Rock sein, wo man doch wirklich hüb­
sche Beine hat? Mit der Kleidung haben 
Männer weniger Probleme, aber auch 
die intellektuellsten unter ihnen wollen 
doch zeigen, dass sie ohne Bandschei­
benschaden Kisten mit Mineralwasser 
schleppen können (vor allem für Frem­
de!) oder beim Skifahren die schwarzen 
Pisten nicht scheuen.

So schwankt das Selbstgefühl oft hin 
und her. Identitätsprobleme, die denen 
in der Pubertät manchmal gleichen, 
werden mit Scham und Unsicherheit er­
fahren. Natürlich sind stolze alte Väter 
mit Kinderwagen ein rührender Anblick 
– aber die boshafte Bemerkung älterer 
Frauen, dass das Enkelkind ganz rei­
zend sei, ruft doch einen roten Kopf 
hervor. Unlängst traf ich einen dieser 
Väter (Mitte 60, schätzte ich!) mit Klein­
kind im Buggy nach langer Zeit auf der 
Straße. Schon von Weitem rief er mir 
zu: »Das ist nicht mein Enkelkind, das 
ist mein Sohn!«, worauf die junge Frau 
an seiner Seite seufzend sagte: »Wie oft 
muss ich mir das noch anhören!«. Scha­
denfroh dachte ich: »Und was wird der 
junge 20-Jährige von seinem 85-jäh­
rigen Vater denken, sofern er dann – 
statistisch gesehen eher unwahrschein­
lich – noch lebt?«

Es scheint als hätten wir als junge Al­
te unsere Rolle noch immer nicht ge­
funden. Hin- und hergerissen zwischen 
Jugendwahn und Realitätssinn finden 
wir uns schlecht zurecht. Natürlich 
können wir dankbar sein für die vielen 

Altersjahre, die uns noch in einigerma­
ßen gesundem und geistig gutem Zu­
stand treffen. Aber der Jugendwahn 
zeigt eben auch seine bedrohlichen Sei­
ten: Wenn man die jungen Alten allzu 
sehr lobt, ihres Aussehens, ihrer Flexi­
bilität und ihrer modernen Anschau­
ungen wegen, dann ahnen sie doch 
auch, dass eben dies irgendwann ein­
mal zu Ende sein wird.

Gerade die Komplimente zeigen na­
türlich an, dass dieses entschwindende 
Gut besonders wertvoll ist – viel wert­
voller als alles, was man vielleicht im 
Alter gewinnen könnte. Nicht in jeder 
Kultur wird dies so krass gezeigt. Wenn­
gleich man bekanntlich vormoderne 
Kulturen in dieser Beziehung nicht ide­
alisieren sollte (Alte werden auch dort 
oft grausam behandelt!): es gibt doch in 
manch anderer Kultur Hinweise auf die 
Möglichkeit, das Alter als etwas Wert­
volles zu betrachten. Dies ist dann der 
Fall, wenn die Fähigkeit und Kompe­
tenzen alter Menschen im funktionellen 
Sinn wichtig sind, und vor allem dort, 
wo sie als die Bewahrer von Tradition 
und Verbindung zur Transzendenz an­
gesehen werden.

Wenn unsere jungen Alten das auf sie 
zukommende Alter allzu sehr verdrän­
gen, dann kostet das seinen Preis: Unsi­
cherheit, Depression, ein schwanken­
des Selbstwertgefühl. Wo man ein we­
nig »Altersweisheit« vermuten könnte, 
findet sich oft ein recht aufgeregtes Be­
mühen um Jugendlichkeit. »Gelassen­
heit«, eine gewisse Distanz zu sich 
selbst, ist vielen jungen Alten nicht ge­
geben. Die unterschwellige Vorstellung, 
es sei das Beste, möglichst lange jung 
zu sein, beeinträchtigt diese, herkömm­
lichen Vorstellungen zufolge dem Alter 
zukommende Tugend. 

Es bleibt natürlich ein zweischneidiges 
Schwert. Es ist selbstverständlich ein 
Geschenk der modernen Welt, von den 
Mühen und Gebrechen des Alters lange 
verschont zu bleiben. Es verkehrt sich 
aber zum Danaer-Geschenk, wenn sich 
damit ein Verdrängen jenes unabänder­
lichen Prozesses des Alterns verbindet. 
Irgendwann holt es jeden Menschen, 
der ein gewisses Alter erreicht, ein. Ir­
gendwann kommen Abbau und Tod auf 
uns zu – und wir können es zwar auf­
halten, aber nicht verhindern. �

Eva Jaeggi ist emeritierte Professorin für Klinische 
Psychologie in Berlin, Verhaltenstherapeutin und 
Psychoanalytikerin. Der Artikel ist zuerst erschie-
nen in »Das Parlament« Nr. 48 vom 22.11.2004. 
Wir bedanken uns bei der Autorin für die Erlaub-
nis zum Nachdruck.
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nennen wir uns jetzt auch AG Altersver­
sorgung, vorher nannten wir uns Ren­
ten-AG. Unser Konzept ist, für und mit 
der GEW zusammen Forderungen zu 
entwickeln und durchzusetzen. Wir 
warten also nicht einfach ab, ob die 
GEW was für uns tut, sondern machen 
klar, was wir wollen, wo die GEW in un­
serem Sinne aktiv werden soll und 
muss.

Bist du denn sonst noch aktiv in der Seni­
orenarbeit der GEW?

Nein, dazu habe ich einfach keine 
Zeit mehr. Ich mache ja nicht nur die 
AG und die Beratung in der Rechts­
schutzstelle, sondern bin im Verein 
»Kiek in« tätig als Vorstandsmitglied 
und Verantwortlicher für die Finanzen. 
Und dann auch noch im Förderverein 
»Initiative Bildung«, obwohl es dort so 
langsam ausläuft. Also das reicht dann 
auch. 

Und außerdem bist du ja auch noch auf 
der Bundesebene aktiv, jetzt zum Beispiel 
bist du mit dabei bei der Erstellung des 
Rentenratgebers.

Ja, aber das fällt ja mehr zusammen 
mit den Bereichen, in denen ich ohne­
hin arbeite. Aber außerhalb dieses Ge­
bietes kann ich eben in der Seniorenar­
beit nichts machen, weil das zeitlich 
einfach nicht mehr geht. Ich will ja 
auch ab und zu noch meine Familie se­
hen. Ich habe jetzt zwar keine 5-Tage-
Woche mehr, aber eine 3-4-Tage-Woche 
ist es auch, die ich mit ehrenamtlichen 
Sachen verbringe.

Also mit anderen Worten: so ruhig ist 
dein Ruhestand gar nicht. Und Langewei­
le gibt es bei dir auch nicht, oder?

bestand darin, vor allem die ehema­
ligen Mitglieder der GUE mit den neuen 
Erfordernissen in Schule und Kita nach 
der Wiedervereinigung vertraut zu ma­
chen. Wir haben zu arbeitsrechtlichen 
und bildungspolitischen Fragen Kurse 
und Seminare organisiert. 

Die Arbeit für die GEW war da ähn­
lich, auch hier habe ich mich mit den 
Problemen, die entstanden waren, aus­
einandergesetzt. Es waren ja auch mei­
ne eigenen Probleme. Deswegen habe 
ich mich dann auch letztlich in der 
»Renten-AG »engagiert.

Fachlich hattest du 
da keine Schwierig­
keiten?

Da ich ab 1986 
als Abteilungslei­
ter für Arbeit, Ar­
beitsrecht, Sozial­
politik in der GUE 
sehr viel mit ar­
beitsrechtlichen 
Fragen zu tun hat­
te, verfügte ich 
über einiges an 
Vorwissen und Er­
fahrung, weswe­
gen ich mich dann 
relativ schnell in 

die neuen Bestimmungen einarbeiten 
konnte. Das habe ich dann auch ge­
nutzt, um KollegInnen zum Beispiel 
auch in der GEW-Rechtsschutzstelle zu 
beraten und zu helfen bei ihren Proble­
men mit der Rente. Zu beantworten wa­
ren die vielfältigen Fragen mit der Über­
führung der Sozialversicherungsrente 
und der Zusatzversorgung der Pädago­
gen in die gesetzliche Rente der BRD 
nach dem Sozialgesetzbuch VI. Dieser 
Prozess ist bis heute noch nicht abge­
schlossen.

Du leitest die AG inzwischen auch.
Ja. Und anders als am Anfang küm­

mern wir uns inzwischen nicht mehr 
nur um die Ost-Renten, sondern um die 
Altersversorgung generell. Deshalb 

Werner, du bist Jahrgang 1938 und hast 
gerade im Oktober deinen 70. Geburtstag 
gefeiert. Einen nachträglichen Glück­
wunsch von uns!

Danke! 

Als die Wende kam, warst du gerade im 
besten Alter, also Anfang 50. Das war be­
ruflich für dich nicht ganz einfach.

Na ja, auf jeden Fall waren es neue 
Herausforderungen, man musste sich 
umstellen.

Ich war gewissermaßen der letzte Mit­
arbeiter des Zentralvorstandes der Ge­
werkschaft Unterricht und Erziehung 
(GUE) in Liquidation und bin im Januar 
1996 endgültig ausgeschie­
den. Die Liquidation der Ge­
werkschaft selbst dauerte 
aber noch eine Weile länger. 
1997 habe ich dann noch ei­
nige Monate hauptamtlich 
für den Verein »Kiek in« 
Berlin gearbeitet. Das ist ein 
Verein für Sozialberatung 
und Jugend- und Familien­
betreuung, der nach der 
Wende Ende 1992 gegrün­
det wurde. Da bin ich auch 
heute noch ehrenamtlich im 
Vorstand aktiv. Mit 60 Jah­
ren bin ich dann in die Ren­
te gegangen, also 1998.

Du bist ehrenamtlich auch in der GEW ak­
tiv. Seit einiger Zeit als Leiter der AG-Al­
terssicherung, aber darüber hinaus 
machst du auch noch Beratungen in un­
serer Rechtsschutzstelle.

Nach der Wende traten unsere Mit­
glieder in die GEW ein und die Liquida­
toren der GUE beabsichtigten, eine Stif­
tung »Bildung und Erziehung« zu grün­
den. Aber daraus wurde nichts, weil die 
Gewerkschaft Unterricht und Erziehung 
in Liquidation (i.L.) unter treuhände­
rische Verwaltung gestellt wurde. Als 
Alternative wurde im Juni 1992 dann 
der Förderverein »Initiative Bildung« 
gegründet, um die mit der Auflösung 
der GUE getroffene Festlegung recht 
schnell noch realisieren zu können. Sie 

Ich muss immer was machen
Werner Gollmer ist seit zehn Jahren Ruheständler und als  
GEW-Spezialist für Rentenfragen ständig unterwegs 

Das Interview führten Dieter Haase und Klaus Will

Werner Gollmer� Foto: Privat
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Als einfache Gasthörerin an der TU 
begegnete ich einigen BANA-Stu­

dentinnen. Sie informierten mich über 
diesen Studiengang: BANA steht für 
»Berliner Modell: Ausbildung für nach­
berufliche Aktivitäten«. Es handelt 
sich um ein in den 80er Jahren an der 
TU entwickeltes Pionierprogramm für 
über 45-Jährige: Für 60 Euro im Seme­
ster kann man in den drei Kernfächern 
Stadtentwicklung, Umwelt oder Ge­
sundheit & Ernährung nach einem eige­
nen Curriculum auch ohne Abitur stu­
dieren. 

Ich habe mich beworben und vier Se­
mester im Bereich Stadtentwicklung 
studiert. Das beinhaltete ein eigenes Se­
minar zur Kulturgeschichte und ab dem 
zweiten Semester ein Projekt, in dem 
wir BANA-Studierende in kleinen Grup­
pen oder einzeln eine Straße Berlins 
historisch, kulturell und sozial er­
forschten. 

Zum Studium gehörte natürlich auch 
der Besuch von Vorlesungen und Semi­
naren der TU. (Vorschläge dazu gibt es 
in einem eigenen BANA-Veranstaltungs­
verzeichnis). Die Projektarbeit soll aber 
nicht Selbstzweck sein, sondern zur 
»nachberuflichen Aktivität« qualifizie­
ren und anregen. BANA-AbsolventInnen 
engagieren sich im Kiezverein, halten 

Vorträge oder bringen ihre Fähigkeiten 
in bereits bestehende Ehrenämter ein.

Nun noch der Spaß an der Sache: So 
sehr ich die dargebotenen Informati­
onen der Vorlesungen genossen habe 
und dadurch Denkanstöße erhielt, so 
hat mich doch der aktive Teil der Pro­
jektarbeit zu vielem beflügelt, was ich 
als Einzelperson nicht in Angriff ge­
nommen hätte. Meine alte Projektgrup­
pe hat sich unterdessen in eine Film­
gruppe verwandelt, die heute noch ak­
tiv ist.

Die BANA-Studierenden haben auch 
eine Homepage entwickelt, die über die 
aktuellen Termine, das Semesterpro­
gramm und weitere Aktivitäten infor­
miert: www.bana-studenten.de �

BANA, Franklinstr.28/29, 10587 Berlin, Tel. 030  
314 - 255 09, Fax 314 - 242 76, www2.tu-berlin.
de/zek/bana

BANA-Studium an der TU
Ein Pionierprogramm für über 45-Jährige an der TU

von Eda Brandmayer, AG Junge Alte

Einladung zum Walzerfrühstück

Die Flugzeuge sind weg, die Tänzerinnen und Tänzer sind im Flughafen Tempelhof 
weiterhin aktiv. Alle Freundinnen und Freunde von Standard- und Lateintänzen sind 
herzlich eingeladen zum Walzerfrühstück am Sonntag, den 18. Januar von 9.30 
Uhr bis 13.00 Uhr in die Tanzschule Traumtänzer zu kommen, Eingang Columbia
damm 8. Zwecks Tischreservierung im Kaminzimmer ist ein Anmeldung bis zum 
15. Januar unter Joachim.Dillinger@web.de hilfreich.

Ehrenamtliche in der Schule – Pro und Kontra

Stammtisch der Jungen Alten zum Thema: Dienstag, 27. Januar um 19 Uhr im 
GEW-Haus. Eingeladen sind VertreterInnen von »Seniorpartner in School e.V.« (Me-
diation an Schulen durch Senioren), »Bürgernetzwerk Bildung im VBKI« (Lesepaten 
an Schulen, Ansprechpartnerin Sybille Volkholz) und »Bürgerstiftung Berlin« (ver-
schiedene Projekte wie Hausaufgabenhilfe, Lesepaten, Mädchen und Technik).Wir 
erwarten eine spannende, vielleicht auch kontroverse Diskussion.

Nein, aber es ist auch so: Ich muss 
immer was machen!

Und was treibt dich an zu deinem um­
fangreichen ehrenamtlichen Engage­
ment? 

Wie gesagt, ich muss immer etwas 
tun. Ich stelle meine Kenntnisse aber 
auch gern anderen zur Verfügung und 
freue mich, wenn ich anderen helfen 
kann, wenn ich selbst mithelfen kann, 
etwas zu verändern. Dann ist das ja 
auch eine gewisse Befriedigung. Da 
macht die ehrenamtliche Arbeit auch 
Spaß.

Werner, du bist zwar vielen KollegInnen 
aus der SeniorInnenarbeit bekannt, aber 
weniger den Mitgliedern, die noch nicht 
so weit sind. Kannst du kurz deinen Wer­
degang skizzieren?

Ich habe nach dem Abitur Lehramt in 
Dresden studiert: Mathematik, Geogra­
fie und auch noch Astronomie – das 
war ein Fach, das an der gerade einge­
richteten zehnjährigen polytechnischen 
Oberschule neu dazugekommen war. 
Nach dem Studium bin ich dann Ende 
1959 an eine Schule in Karl-Marx-Stadt 
gekommen und bin auch gleich in die 
Gewerkschaft eingetreten, in die Ge­
werkschaft Unterricht und Erziehung 
(GUE). Neben meiner Lehrertätigkeit war 
ich ziemlich schnell ehrenamtlich als 
Vorsitzender des Jugendausschusses 
aktiv. Nach sechs Jahren Lehrtätigkeit 
bin ich dann 1965 zum BGL-Vorsitzen­
den gewählt worden, später hieß das 
dann Kreisvorsitzender. 

Also für ganz Karl-Marx-Stadt zuständig?
Nein, nein, nur für einen der drei 

Stadtbezirke in Karl-Marx-Stadt. Ich war 
also jetzt hauptamtlicher Gewerk­
schaftsfunktionär und nicht mehr an 
der Schule. Das habe ich bis 1974 ge­
macht und bin dann zum Institut für 
Leitung und Organisation des Volksbil­
dungswesens in Potsdam, einem Insti­
tut der Akademie der Pädagogischen 
Wissenschaften gegangen, um dort ei­
nen Diplomabschluss zu erwerben. Als 
ich da nach einem Jahr fertig war, habe 
ich dann das Angebot bekommen, als 
Mitarbeiter des Zentralvorstandes der 
GUE zu arbeiten. Das habe ich natürlich 
angenommen. Ich war ab 1975 dort an­
fangs hauptsächlich für die Lehreraus- 
und Lehrerweiterbildung zuständig. Im 
Laufe der Zeit kamen noch andere Auf­
gabengebiete dazu. Und wie bereits er­
wähnt, war ich bis zur Wende als Abtei­
lungsleiter und danach als Mitarbeiter 
der GUE i. L. dort tätig.

Werner, wir danken dir für das Gespräch!
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Im Februar 2009 werden die ersten 
AbsolventInnen mit dem neuen Lehr­

amts-Masterabschluss in Berlin ihr Re­
ferendariat beginnen. Berlin hat im Jahr 
2003 die LehrerInnenbildung komplett 
auf die neue Studiengangsstruktur mit 
den Abschlüssen Bachelor und Master 
umgestellt. Nach einem sechssemestri­
gen Bachelorstudium ist die Ausbil­
dungsdauer unterschiedlich lang. Nur 
die angehenden StudienrätInnen (Ober­
schule und berufsbildende Schule) ab­
solvieren ein zweijähriges Masterstudi­
um und anschließend ein zweijähriges 
Referendariat.

Alle anderen (L 1, L 2 und Sonderpä­
dagogik) können in Berlin lediglich ein 
einjähriges lehramtsbezogenes Master­
studium (»Kleiner Master«) durchlaufen 
(die SonderpädagogInnen in der HU ha­
ben inzwischen drei Semester durchge­
setzt). Auch das anschließende Referen­
dariat beträgt für AbsolventInnen mit 
dem einjährigen Master nur ein Jahr. 
Erst im Oktober 2008 hat die Senatsbil­
dungsverwaltung die Änderungen für 
die Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

für das einjährige 
Referendar iat 

vorgelegt. Sie 
sehen bei Ver­

kürzung der 
Fristen im 

Wesent­
l ichen 

d i e 
Bei­

mit dem Zweiten Staatsexamen abge­
schlossen wurde. An der Ausbildungs­
dauer ändert dieser Trick freilich 
nichts. Ohne Zweites Staatsexamen ha­
ben AbsolventInnen dann nur einen Ba­
chelor-Abschluss, obwohl sie ein ein­
jähriges Masterstudium durchlaufen 
haben. 

In Berlin ist dieser KMK-Beschluss 
noch nicht umgesetzt. Nach der aktu­
ellen Rechtslage (§ 9 a Lehrerbildungs­
gesetz) wird auch nach einjährigem Ma­
sterstudium der akademische Abschluss 
Master erworben. Dieser wird bei der 
anschließenden Bewerbung für das Re­
ferendariat (automatisch) einer Ersten 
Staatsprüfung für ein Lehramt gleichge­
setzt. Wer sich nicht gleich nach dem 
Studium für das Referendariat bewirbt, 
muss die Gleichsetzung bei der Senats­
bildungsverwaltung beantragen. 

Die GEW BERLIN wird sich weiter da­
für einsetzen, dass das Lehrerbildungs­
gesetz so geändert wird, dass alle Lehr­
kräfte mit einem zweijährigen Master 
und gleicher Referendariatsdauer aus­
gebildet werden. Nur so lassen sich Pro­
bleme beim späteren Zugang zum Refe­
rendariat und zum Schuldienst in ande­
ren Ländern sowie in andere Berufs­
zweige vermeiden. �

behaltung der vorherigen Anforde­
rungen vor. Alle AbsolventInnen, die 
Lehramt noch in den bisherigen Studi­
engängen studieren und die Erste 
Staatsprüfung ablegen, absolvieren wei­
terhin zwei Jahre Referendariat in Ber­
lin.

Master steht drauf, Bachelor ist drin

Die GEW BERLIN hat die Zweiteilung der 
Ausbildung von Anfang an kritisiert 
und fordert eine gleiche Ausbildungs­
dauer für alle Lehrämter. Alle Lehrkräf­
te müssen auf dem gleich hohen be­
rufs- und fachwissenschaftlichen Ni­
veau ausgebildet werden. Das Prinzip 
»Kleine Kinder – kleiner Master; große 
Kinder – großer Master« ist unsinnig. 
Formal ist die Anerkennung der neuen 
Abschlüsse zwar zwischen den Bundes­
ländern geregelt. Allerdings legen die 
einzelnen Länder beim Zugang zum Re­
ferendariat und danach zum Schul­
dienst ihre eigenen Ausbildungs- und 
Prüfungsanforderungen zugrunde. Das 
kann zu Problemen führen. Darüber hi­
naus ist zu befürchten, dass Absolven­
tInnen mit »Kleinem Master« und ein­
jährigem Referendariat bei der Einstel­
lung im Schuldienst auch schlechter be­
zahlt werden. Dazu kommt, dass der 
akademische Abschluss Master nach 
den Strukturvorgaben der Kultusmini­
sterkonferenz (KMK) 300 Leistungs­
punkte oder ECTS (zweijähriger Master) 
umfassen muss. 

Um die 300 ECTS auch bei einjähri­
gem Masterstudium (mit 240 ECTS) und 
einjährigem Referendariat zu erreichen, 
hat sich die KMK nach langem Hin und 
Her auf einen faulen Kompromiss geei­
nigt. Die Länder sollen mit ihren Hoch­
schulen vereinbaren, dass die fehlen­
den 60 Leistungspunkte aus dem Refe­
rendariat »genommen« werden. Der 
(große) Masterabschluss soll dann erst 
als akademischer Grad verliehen wer­
den, wenn das Referendariat erfolgreich 

Die »Kleinen Master« kommen
Kürzeres Studium, kürzeres Referendariat und die Frage der Anerkennung dieses Abschlusses

von Matthias Jähne, Hochschulreferent der GEW BERLIN
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Seit Monaten tingelt die Gründerin 
der Initiative »Teach First Deutsch­

land«, Kaija Landsberg, durch die Lan­
de, um Kultusministerien für ein Pro­
gramm zu begeistern, das in den USA 
und Großbritannien offenbar mit Erfolg 
läuft. Nun hat Superminister Jürgen 
Zöllner zugeschlagen und für 
Berlin als erstem Bundesland 
eine Zusammenarbeit mit 
Teach First vereinbart. 

Das Konzept sieht vor, dass 
hoch qualifizierte Studienab­
solventInnen mit überdurch­
schnittlichen akademischen 
Leistungen für zwei Jahre als 
Lehrkräfte in Schulen gehen. 
Sie sollen in sozialen Brenn­
punktschulen nicht nur ihre hohe Fach­
kompetenz einbringen, sondern den 
SchülerInnen »Vorbilder« sein und ih­
nen helfen, »ihr Potenzial auszuschöp­
fen«. In Berlin sollen ab dem Schuljahr 
2009/10 zunächst 30 dieser sogenann­
ten Fellows tätig werden. Geplant ist, 
diese für 40 Stunden in der Woche in 
ausgewählten Schulen einzusetzen. Da­
bei sollen sie 15 Unterrichtsstunden 
selbstständig unterrichten und anson­
sten Hausaufgabenbetreuung, Nachhil­
fe, Kooperation mit Ausbildungsbetrie­
ben, Elternarbeit und andere Pflichtauf­
gaben von Lehrkräften erledi­
gen.

Damit, so Zöllner in einer 
Pressemitteilung vom 22. 
Oktober, »ergeben sich 
neue Möglichkeiten zu dif­
ferenzierter und individu­
eller Förderung von Schü­
lern«. Vorbereitet werden 
die »Lehrer auf Zeit« von 
Teach-First Deutschland in 
Zusammenarbeit mit der 
Bildungsverwaltung vor 
und während des Einsatzes 
in etwa 350 Unterrichtsein­
heiten. 

Mehr Personal für die 
Schulen, zudem noch jung, 

im deutschen Bildungssystem schaf­
fen«. Wer das zweijährige Programm als 
»Lehrer auf Zeit« durchlaufen hat, soll 
sich langfristig aus führenden Positi­
onen heraus weiter für benachteiligte 
SchülerInnen einsetzen. Die Unterneh­
men, in denen die Fellows später tätig 

werden, erhalten »exklusiven Zu­
gang zu hoch talentierten und 
motivierten Absolventen mit 
Führungs- und Managementer­
fahrung«. 

Man kann sich des Eindrucks 
nicht erwehren, dass es sich hier 
um ein staatlich gesponsertes So­
zialkompetenz-Training für ange­
hende Manager handelt. Absol­
ventInnen mit gut situiertem fa­

miliären Hintergrund, gerne von Privat­
hochschulen, soll hier das soziale Rüst­
zeug für ihre spätere Karriere vermittelt 
werden, das sie weder im Elternhaus 
noch im Studium erworben haben. Für 
die künftigen Führungskräfte verbes­
sern sich durch die Teilnahme an Teach 
First die Berufs- und Karriereaussichten 
enorm. Nicht zuletzt deshalb haben 
sich bereits über 200 InteressentInnen 
für das Programm gemeldet. Die Unter­
nehmen, die ehemalige Fellows einstel­
len, profitieren gleich doppelt. Sie er­
halten Nachwuchskräfte, die bereits ei­

ne strenge Auswahl bei Teach 
First durchlaufen haben und 
sparen sich obendrein die Ko­
sten für teure Trainee-Pro­
gramme in Kommunikation 
und Sozialkompetenz für ihre 
Nachwuchskräfte. Das macht 
sich auch in der Hochglanz­
broschüre gut: Von Unterneh­
men, die sich im Sozial- und 
Bildungsbereich engagieren, 
kauft man doch gern. Teach 
First wird unter anderem un­
terstützt von der Vodafone-
Stiftung, der Lufthansa, Google 
und der Zeit-Stiftung.

Und was bleibt für die Schu­
len? Sie brauchen dringend 

hoch qualifiziert und hoch motiviert, 
zu 20 Prozent mit Migrationshinter­
grund – dagegen ist doch nichts einzu­
wenden, oder? Aber wer profitiert hier 
eigentlich von wem? Berlin lässt sich 
diesen frischen Wind in den Schulen 
jährlich fast eine Million Euro kosten. 

Nach eigenem Bekunden will Teach 
First künftige Führungskräfte in Wirt­
schaft, Politik und Bildungssektor mit 
diesem Programm »für das Thema 
Chancengerechtigkeit sensibilisieren«. 
Damit soll eine »Brücke zwischen un­
terschiedlichen gesellschaftlichen 
Schichten« geschlagen und, es kommt 
noch besser, dazu beigetragen werden, 
»die größer werdende Kluft zu verrin­
gern«. Damit, so die Gründerin der Ini­
tiative und Absolventin der privaten 
Hertie School of Governance in Berlin, 
»wollen wir mehr Chancengerechtigkeit 
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Teach First oder »Mein erstes Mal«
Künftige Führungskräfte sollen in sozialen Brennpunktschulen unterrichten

von Matthias Jähne, Hochschulreferent der GEW BERLIN Fo
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Kaija Landsberg ist Geschäftsführerin von Teach First Deutschland. Sie hat in München, 
Granada und an der Berliner Hertie School of Governance studiert.� Foto: Teach First

»Man kann sich des Eindrucks nicht 
erwehren, dass es sich hier um ein staatlich 
gesponsertes Sozialkompetenz-Training für 
angehende Manager handelt.«
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Universitäten, dass 2005 noch 29 Prozent 
der Hochschulen den dreijährigen Bache­
lor ablehnten. 2006 waren es nur noch 
18 Prozent.

Was soll einen an diesen 18 Prozent 
freudig stimmen, wenn das Ziel der Bo­
logna-Reform war, weltweit anerkannte 
Abschlüsse zu kreieren? Das Problem ist, 
dass man zu keiner verlässlichen Aussage 
hinsichtlich der Situation in den USA 
kommen wird, weil die Anerkennung ei­
ne Frage der Konjunktur ist. Sind die 
Masterstudiengänge überlaufen, gibt man 
sich streng, wenn nicht, wird man es 
sich überlegen, Studierende aus forma­
len Gründen abzulehnen. Hinzu kommt, 
dass keinerlei rechtliche Verpflichtung be­
steht, den dreijährigen Bachelor anzu­
erkennen. Niemand kann die US-ameri­
kanischen Hochschulen zwingen.

Und was bedeutet diese diffuse Situation 
für einen Studierenden?

… dass es nicht stimmt, mit einem 
Bachelor automatisch einen internatio­
nal anerkannten Hochschulabschluss in 
der Tasche zu haben. Wer sich in den USA 
bewirbt, muss unter Umständen auf ein 
langwieriges bürokratisches Verfahren 
gefasst sein, oder er achtet darauf, dass er 
sich an einer Hochschule bewirbt, die mit 
einer deutschen ein Austauschprogramm 
abgeschlossen hat. Da ist die Anerken­
nung der Abschlüsse gewährleistet.

Dennoch ist mit der Einführung des Ba­
chelor eine Vergleichbarkeit der Abschlüs­
se geschaffen worden.

Ein Irrglaube: Indem auf alles Bache­
lor geschrieben wurde, ist die Trenn­
schärfe mehr und mehr verloren gegan­
gen. Das ist ja die Crux: Da niemand 
mehr weiß, was sich hinter den Tausen­
den von Bachelorgraden verbirgt, flüch­
tet sich eben manche Hochschule in ei­
ne formale Herangehensweise und zählt 
lediglich zwölf Jahre plus drei Jahre zu­
sammen. Das ergibt dann nicht die er­
forderlichen 16 Jahre und der Absol­
vent hat Pech gehabt. �

Nachdruck mit freundlicher Genehmigung der 
Pressestelle der TU aus: »TU intern«, 7/2008

In Deutschland geht das Gerücht um, 
dass Studierende mit einem zwölf-

jährigen Abitur und einem dreijähri
gen Bachelor in den USA ein Problem 
bekommen, wenn sie dort den Master 
absolvieren möchten. Sybille Nitsche 
sprach mit dem Referenten der Zentral
stelle für ausländisches Bildungswesen.

Herr Maxeiner, was ist dran an dem Ge­
rücht?

Das ist kein Gerücht. Das ist eine Nach­
richt. Letztlich ist es nur ein weiterer 
Versuch, es dem dreijährigen Bachelor 
schwer zu machen. Ohne genau hinzu­
schauen, was sich inhaltlich hinter dem 
dreijährigen Bachelor verbirgt, argumen­
tiert manche US-Hochschule rein formal: 
Mit der Verkürzung der Schulzeit werde 
der Bachelor in Deutschland nicht mehr 
nach 16 Jahren wie in den USA, sondern 
nur noch nach 15 Jahren erworben. Das 
genügt der einen oder anderen Hoch­
schule nicht. Man muss aber wissen, dass 
sich hinter dieser Haltung ausschließlich 
wirtschaftliche Interessen verbergen.

Welche denn?
Die Hochschulen in den USA sind ent­

weder privatwirtschaftlich organisiert 
oder sie werden durch den Staat mit 
Krediten gefördert. Sie müssen also pro­
fitabel agieren und Geldquellen am Spru­
deln halten. Dazu gehören auch Studien­
gebühren. Ein Beispiel: Würden die 
Hochschulen in den USA den deutschen 
oder europäischen Bachelor ohne Wenn 
und Aber anerkennen, bestünde die Ge­
fahr, dass potenzielle Studenten aus 
den Ländern Südamerikas oder Asiens 
ihren Bachelor künftig in Europa able­
gen, wo sie nichts bezahlen müssen. 
Damit brächten sich die Hochschulen in 
eine nachteilige Position. Dass sie das 
nicht tun werden, liegt auf der Hand.

Um welche Größenordnung handelt es sich 
eigentlich? Der Direktor des New Yorker 
Büros des Deutschen Akademischen Aus­
tauschdienstes spricht davon, dass es »ge­
legentlich Probleme« bei der Anerkennung 
gebe. Außerdem ergab eine Befragung des 
»Council of Graduate Studies« unter US-

Problematischer Bachelor
Abschlüsse werden nicht überall anerkannt

Interview mit Karl-Josef Maxeiner, Referent im Sekretariat der Kultusminister-Konferenz

mehr junge, hoch qualifizierte und en­
gagierte Lehrkräfte, die den Schüle­
rInnen helfen, ihre Talente zu fördern 
und ihre Leistungen zu verbessern, die 
als Vorbilder wirken und den gleichen 
sprachlichen und kulturellen Hinter­
grund haben. Wenn dem so ist, dann 
soll Berlin bitteschön auch mehr ausge­
bildete Lehrkräfte einstellen. Gerade in 
sozialen Brennpunktschulen sind weni­
ger FachwissenschaftlerInnen gefragt, 
als vielmehr pädagogische ExpertInnen, 
die von unterrichten, erziehen, fördern 
und integrieren was verstehen. Trotz 
aller Vorbereitung der Fellows auf ihren 
Einsatz in der Schule bedient Teach 
First leider wieder die Stammtischparo­
le »Unterrichten kann doch jeder – wir 
waren doch alle mal in der Schule«. Wo­
zu noch Lehramt studieren? Die ange­
henden Lehrkräfte, die nach minde­
stens fünf Jahren Studium auf einen 
Referendariatsplatz warten und nach 
zwei Jahren Referendariat auf eine Ein­
stellungschance in der Berliner Schule, 
müssen sich veräppelt vorkommen. 
Kein Mensch käme auf die Idee, eine In­
itiative »First check up« ins Leben zu 
rufen, um dem Ärztemangel zu begeg­
nen.

Dass die 30 Lehrkräfte auf Zeit »zu­
sätzlich zu regulären Lehrerstellen« 
eingesetzt werden, wie Zöllner in seiner 
Pressemitteilung vom 22. Oktober be­
hauptet, ist eine nette Beruhigungspille. 
Denn erstens ist »zusätzlich« das, was 
über den als Regelausstattung defi­
nierten Grad hinausgeht. Und diesen 
legt Berlin immer noch selbst fest. Und 
zweitens darf bezweifelt werden, dass 
die 15 Unterrichtsstunden, die jeder 
Fellow leisten soll, nicht auf den Bedarf 
angerechnet werden.

Mit einer Million Euro, die Berlin in 
das Programm steckt, könnten 20 neue 
Lehrkräfte eingestellt werden, und zwar 
mit voller Unterrichtsverpflichtung. Mit 
dieser Summe könnte Berlin auch die 
Tarifbedingungen für die neu einge­
stellten Lehrkräfte deutlich verbessern: 
Rund 230 Neueingestellte könnten da­
mit gleich nach der Tarifstufe 2 unter 
Berücksichtigung des Referendariats 
bezahlt werden. Aber das bringt ja kei­
ne publicity für den Supersenator.

Wenn Unternehmen und von diesen 
getragene Stiftungen wirklich etwas für 
mehr Chancengerechtigkeit im deut­
schen Bildungssystem tun wollen, dann 
nur zu: mehr Praktikumsplätze, mehr 
Ausbildungsplätze, mehr Stipendien. �

Zitate aus der Projektdarstellung von Teach First 
und der Pressemitteilung der Senatsbildungsver-
waltung vom 22. Oktober 2008; siehe auch 
http://www.teachfirst.de
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Da waren die Delegierten des Ge­
werkschaftstages am 27. April 2005 

sicher sehr mit sich zufrieden, als sie 
mit Mehrheit folgende Satzungsände­
rung beschlossen hatten: »§3 Zweck 
und Aufgabe der Gewerkschaft Erzie­
hung und Wissenschaft sind die Wahr­
nehmung der beruflichen, wirtschaft­
lichen, sozialen und rechtlichen Inte­
ressen ihrer Mitglieder, der Ausbau der 
Geschlechterdemokratie, die Förderung 
von Erziehung und Wissenschaft und 
der Ausbau sowie die interkulturelle 
Öffnung der in deren Diensten stehen­
den Einrichtungen.«

Was muss passieren?

Aber nach dieser Satzungsergänzung 
ist wenig passiert. Deshalb hier einige 
Überlegungen, welche Schritte nötig 
wären, um die interkulturelle Öffnung 
in unserer Gewerkschaft in die Praxis 
umzusetzen.

Zunächst sollten die KollegInnen mit 
Migrationshintergrund in allen Gewerk­
schaftsgremien und Funktionen minde­
stens gemäß ihrem Anteil in der Mit­
gliedschaft repräsentiert sein. Gleich­
zeitig muss angestrebt werden, in den 
pädagogischen und wissenschaftlichen 
Einrichtungen den Anteil dieser Kolle­
gInnen deutlich zu erhöhen, und zwar 
auf allen hierarchischen Ebenen der je­
weiligen Institutionen. Dazu können 
Schulleiterverbände in der GEW ebenso 
Unterstützung leisten wie die GEW-Per­
sonalräte. Selbst staatliche Stellen sind 
zumindest in öffentlichen Verlautba­
rungen angesichts gescheiterter Inte­
grationsbemühungen immer häufiger 
bereit, Migranten mit öffentlichen Auf­
gaben zu betrauen. Bei der Polizei hat 
es schon geklappt, in der Schule hapert 
es aber noch deutlich. Insgesamt ist 
festzustellen: Die Repräsentanz der Mi­
granten im öffentlichen Dienst, nament­
lich im Schuldienst, ist aufgrund re­
striktiver Bestimmungen (Beamten­

die interkulturelle Sensibilisierung von 
GEW-Mitgliedern notwendig, die Rah­
menlehrpläne und vor allem die in letz­
ter Zeit üppig ins Kraut geschossenen 
Tests und Vergleichsarbeiten entwi­
ckeln.

Wir werden mit dem Bundesaus­
schuss unser Konzept der interkultu­
rellen Öffnung in die Gewerkschaft tra­
gen und mit dem Bundesvorstand 
grundlegende Strategien für eine Verän­
derung verabreden. �

recht/Anerkennung ausländischer Ab­
schlüsse) auch im Vergleich mit ande­
ren europäischen Ländern besonders 
dürftig.

Checkliste Interkulturalität

Außerdem müssen aber Konzepte, 
Leitlinien und Evaluationskriterien für 
die interkulturelle Öffnung erarbeitet 
werden. Ähnlich wie es Checklisten zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung oder 
die Überprüfung aller Beschlüsse und 
Vorhaben unter dem Genderaspekt gibt, 
muss es in der Gewerkschaftsarbeit 
selbstverständlich werden, sich nach 
einer Checkliste Interkulturalität zu 
richten. Dabei kommen den Landes­
ausschüssen für multikulturelle Angele­
genheiten (LAMA) wichtige Gelenkfunk­
tionen zu. Bei allen wichtigen Beschlüs­
sen und Aktionen sollten diese mitbera­
ten. 

Als Querschnittaufgabe begreifen

Die Interkulturalität muss auf allen 
Ebenen als Querschnittaufgabe (analog 
zum »gender mainstreaming«) berück­
sichtigt werden, auch auf Gewerk­
schaftstagen, in Tarifkommissionen 
oder auf DGB-Kongressen. Und sämt­
liche Stellungnahmen, Positionspapiere, 
Beschlüsse der Gremien müssen auf ih­
re Interkulturalität hin überprüft und 
gegebenenfalls modifiziert werden. Zu­
dem müssen die GEW-Landesverbände 
gegenüber den Bildungsbehörden und 
Landesinstituten stärker initiativ wer­
den für den Ausbau des staatlichen An­
gebots zur Förderung der interkultu­
rellen Kompetenz. 

Besonders wichtig sollte man die Eva­
luationsebene nehmen, denn solange 
bei Schulinspektionen interkulturelle 
Bemühungen gar nicht oder nur am 
Rande als Erfolgskriterium gelten, wird 
sich nicht viel ändern. Außerdem wäre 

Abschied vom Arbeitsleben in 
Marzahn-Hellersdorf

Zweimal im Jahr treffen sich die Mit-
glieder der Bezirksleitung Marzahn-
Hellersdorf und interessierte Kolle-
gInnen zu einer Klausurtagung, um 
ihre Arbeit zu diskutieren und zu 
planen, zum Beispiel wie man Kolle-
gInnen auch nach dem Arbeitsleben 
als GEW-Mitglieder gewinnt oder sie 
für die Aktivitäten der GEW-Senioren-
gruppe interessiert. Auf der Herbst-
klausurtagung 2007 diskutierten wir 
die Frage, wie es uns gelingen könnte, 
die angehenden Ruheständler würdig 
zu verabschieden. Daraus entstand die 
diesjährige Feier am 14. Juli (natürlich 
nach Unterrichtsschluss): Angehende 
Ruheständler trafen sich im Atrium der 
Schule am Pappelhof, wo Kolleginnen 
dieser Schule zusammen mit Schülern 
eine festliche Kaffeetafel gedeckt hat-
ten. Umrahmt wurde die Veranstaltung 
durch ein sehr ansprechendes Kultur-
programm von Schülern des Siemens 
Gymnasiums. Lieselotte Clausnitzer 
und Joachim Brunzel vom Landesseni-
orenausschuss der GEW waren kom-
petente Gesprächspartner, die die Ak-
tivitäten der Senioren in der GEW vor-
stellten und Fragen zur Rente und zur 
Pension beantworteten.� U.S.
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Es passiert zu wenig
Die interkulturelle Öffnung der GEW muss umgesetzt werden

von Christian Meyer und Gerhard Weil, Landesausschuss multikulturelle Angelegenheiten
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Der Film » Die Buddenbrooks« adap­
tiert einen der bedeutendsten Ro­

mane deutscher Sprache, für den Tho­
mas Mann 1929 den Literaturnobelpreis 
erhielt. Angelehnt an die literarische 
Vorlage schildert der Film das bewe­
gende Schicksal der traditionsreichen 
Kaufmannsfamilie Buddenbrook in der 
Hansestadt Lübeck im 19. Jahrhundert. 
Über drei Generationen erleben die Zu­
schauer, wie eine wohlhabende Patrizi­
erfamilie am Lebenskonflikt zwischen 
geschäftlichen Interessen und Streben 
nach persönlichem Glück langsam zer­
bricht. Den Film hat der vielfache Grim­
me-Preisträger Heinrich Breloer reali­
siert. Er hatte 2001 mit dem Doku-Dra­
ma »Die Manns – 
Ein Jahrhun­
dertroman« 
bereits auf 
faszinieren­
de Weise die 
Familienge­
schichte Tho­
mas Manns por­
traitiert und setzt 
dessen bekanntestes Werk nun als Kino-
Spielfilm um. Mit Armin Mueller-Stahl 
(Konsul Jean), Iris Berben (Konsulin Beth­
sy), Jessica Schwarz (Tony), August Diehl 
(Christian) sowie Mark Waschke (Tho­
mas) in den Hauptrollen versammelt er 
hierfür einige der namhaftesten und 
beliebtesten deutschen Schauspieler 
vor der Kamera. Das Drehbuch schrieb 
Heinrich Breloer gemeinsam mit seinem 

tät seiner 14- bis 15-jährigen Schüler. 
Im Alltag einer Klasse solch gemischter 
Kulturen und Identitäten geht es nicht 
nur darum Lehrinhalte zu pauken, son­
dern vor allem auch darum, Integration 
zu fördern, soziale Ausgrenzung abzu­
bauen und ein Stück mehr Gerechtig­
keit zu schaffen. Ein bisschen »Half 
Nelson«, ein bisschen »Saat der Gewalt« 
und jede Menge Realismus: »Die Klas­
se« entfaltet eine Sogwirkung, je mehr 
man über die Protagonisten erfährt. Das 
ist umso bemerkenswerter, als der Film 
nie die Mauern der Schule verlässt und 
man etwa über das Privatleben des Leh­
rers so gut wie nichts erfährt. Diese 
Konzentration tut dem Film gut. »Die 
Klasse« zeichnet ein wahres Bild von 
den Rütlischulen dieser Welt und der 
zunehmenden Problematik der Ausgren­
zung von sozial Schwachen, ohne dabei 
je sozialpädagogisch-mahnend den Zei­
gefinger zu heben. Stattdessen verbrei­
tet der Film ganz nonchalant einen mit­
reißenden Optimismus. Eine Lektion, 
von der nicht nur Lehrer etwas lernen 
können.�

Der Film startet am 15. Januar in den Kinos. Wir 
zeigen ihn in Kooperation mit CONCORDE FILM-
VERLEIH und UCI KINOWELT wenige Tage zuvor am 
Sonntag, 11. Januar in einer kostenlosen Vorauf-
führung. Wie immer um 12.30 Uhr und in der UCI 
KINOWELT-Zoo Palast. Mitglieder der GEW BERLIN 
können bis zu zwei Karten bei uns bestellen. In-
formationen über den Film auch unter www.die-
klasse-film.de

langjährigen Co-Autor Horst König­
stein.

Der Kinostart ist am 25. Dezember 2008. Wir zei-
gen den Film in Kooperation mit Warner Bros. Pic-
tures Germany wenige Tage zuvor am Sonntag, 
21. Dezember um 12.30 Uhr in der UCI KINO-
WELT – Zoo Palast. Mitglieder der GEW BERLIN 
können bis zu zwei Karten bei uns bestellen. Wei-
tere Infos zum Film unter www.buddenbrooks- 
derfilm.de  und auf der Internetseite der GEW 
BERLIN: www.gew-berlin.de

Dass ein kleines Projekt über eine 
Schulklasse den mit großen Namen 

bestückten Wettbewerb von Cannes ge­
winnen würde, hatte niemand auf dem 
Plan. Doch Laurent Cantets Film setzt 
neue Maßstäbe in Sachen Unmittelbar­

keit und Realismus und verströmt zu­
gleich einen unwiderstehlichen Opti­
mismus: Lehrer François unterrichtet 
an einer Pariser Vorort-Schule. Doch 
in diesem sozialen Brennpunkt stam­

men die meisten seiner Schüler, wie 
Nassim oder Rabah, aus Einwandererfa­
milien. Während viele seiner Kollegen 
längst aufgegeben haben, versucht 
François mit enormem Engagement, 
den Schülern wenigstens ein Minimum 
an Wissen und sozialen Werten beizu­
bringen. François stellt sich deren ein­
dringlichen Wortgefechten mit viel Ge­
duld, auch wenn die Schüler ihn provo­
zieren oder aus der Reserve locken wol­
len, und kämpft unermüdlich gegen die 
Leistungsverweigerung und Aggressivi­
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Die Buddenbrooks und Die Klasse
Zwei kostenlose Voraufführungen für GEW-Mitglieder am 21. Dezember und am 11. Januar

von der Kultur-AG der GEW BERLIN

Die Buddenbrooks Szene aus dem Film »Die Klasse«� Foto: Verleih
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Schwärzen von  
Kontoauszügen erlaubt

Wer einen Antrag auf Arbeitslosen­
geld II stellt, muss auch Kontoauszüge 
vorlegen. Allerdings dürfen die Antrag­
stellerInnen auf der Ausgabenseite pri­
vate Überweisungsvermerke schwär­
zen, wenn aus diesen eine politische, 
religiöse, philosophische, ethnische 
oder sexuelle Präferenz hervorgehe. 
Das haben die Richter des Bundessozi­
algerichts entschieden (Az. B 14 AS 
45/07 R). Zu diesen Präferenzen gehö­
ren beispielsweise die Mitgliedsbeiträge 
für eine Gewerkschaft oder eine Partei. 
Geklagt hatte ein Arbeitssuchender aus 
München mit Unterstützung des DGB-
Rechtsschutzes.� VN

Ansprüche auf Urlaubs-  
und Weihnachtsgeld

Mit dem Rechtsschutz der GEW BER­
LIN ist eine Einzelklage um die Zah­
lung von Urlaubs- und Weihnachtsgeld 
für angestellte Lehrkräfte bis zum Bun­
desarbeitsgericht getrieben und dort 
gewonnen worden. Die Senatsinnen­
verwaltung hat jetzt gegenüber dem 
Hauptpersonalrat erklärt, auf die Ein­
rede gegen die Verjährung der Ansprü­
che auf Zahlung des Urlaubs- und 
Weihnachtsgeldes von angestellten 
Lehrkräften aus dem Jahr 2005 zu ver­
zichten. Damit entfällt der Zwang für 
unsere Mitglieder, noch vor dem 
31.12.2008 entsprechende Klagen ein­
zureichen. 

Beamter hat Recht auf ein Amt
Die Versetzung von Beamten in den 

Stellenpool des Landes Berlin ist rechts­
widrig. Das hat das Bundesverwaltungs­
gericht in Leipzig entschieden. Damit 

zur pauschalen Abgeltung der Ansprü­
che der Rechteinhaber für das Jahr 
2008 einen Betrag in Höhe von 6 Millio­
nen Euro, für das Jahr 2009 einen Be­
trag in Höhe von 6,5 Millionen Euro und 
für 2010 einen Betrag in Höhe von 7 
Millionen Euro. Diese gesamtvertrag­
liche Lösung stellt sicher, dass auch in 
Zukunft die im Schulbetrieb notwen­
digen Kopien zu angemessenen Bedin­
gungen und ohne übermäßigen Verwal­
tungsaufwand angefertigt werden kön­
nen. Ohne eine solche Vereinbarung, 
wäre es den Lehrkräften mit Auslaufen 
des Moratoriums verwehrt geblieben, 
Kopien aus zum Unterrichtsgebrauch 
bestimmten Werken herzustellen, außer 
der Schulaufwandsträger hätte entspre­
chende Lizenzen bei den Rechtsinha­
bern erworben.

Betriebsrat darf ins Internet
Ein Arbeitgeber darf dem Betriebsrat 

nicht den Zugang zum Internet verwei­
gern. Die Informationsquelle Internet 
werde zur sachgerechten Wahrnehmung 
der Aufgaben der Arbeitnehmervertre­
ter benötigt, stellte das Landesarbeits­
gericht Berlin-Brandenburg unter dem 
Aktenzeichen 17 Ta13V 607108 fest. 
Der Arbeitgeber könne nicht argumen­
tieren, die für die Betriebsratsarbeit be­
nötigten Informationen seien auch an­
ders zu beschaffen. Auch sei nicht ent­
scheidend, auf welche Weise der Arbeit­
geber das Internet nutze.� VN

bestätigte das Gericht die Auffassung 
der Gewerkschaften, dass der Stellen­
pool eine virtuelle Behörde sei, sagte 
Uwe Januszewski, Vorsitzender des 
Hauptpersonalrats. Jedem Beamten, so 
die Richter, müsse ein dem jeweiligen 
Status entsprechendes Amt übertragen 
werden. Die Versetzung in den Stellen­
pool enthalte aber kein neues Amt (Az. 
2 C 3.07 und 2 C 8.07). Derzeit sind 
rund 2900 vermittelbare Beschäftigte 
im Stellenpool; von ihnen sind 474 Be­
amte. In einem ähnlichen Urteil hat das 
Bundesverwaltungsgericht die Rechte 
von Beamten der Telekom gestärkt (Az 
2 C 126)� VN

Fotokopien aus Schulbüchern
Seit dem 1. Januar 2008 gilt ein neues 

Urheberrecht, das Kopien aus Schulbü­
chern und Unterrichtswerken ohne je­
weilige Zustimmung des Verlages un­
tersagt. In einem Moratorium zwischen 
KMK und dem Verband der Schulbuch­
verlage (VdS) wurde festgelegt, dass die 
bisherige Regelung bis zum 31.10.2008 
weiter Anwendung findet. Nach schwie­
rigen Verhandlungen haben die Länder 
mit der Zentralstelle Fotokopieren an 
Schulen (ZFS) und dem Verband der 
Schulbuchverlage (VdS) am 25.06.2008 
eine Einigung über den Abschluss eines 
neuen Gesamtvertrages zur Vergütung 
von Ansprüchen nach § 53 Abs. 3 UrhG 
für das Fotokopieren von Schulbüchern 
erzielt. Danach entrichten die Länder 
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Die Beteiligung der KollegInnen am Streik für Gehaltserhöhungen im öffentlichen Dienst war hoch. Hier der De-
monstrationszug am 12. November.� Foto:Gabriele Senft/transit-berlin
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Als Beamtin darf ich keine Geschenke 
annehmen und muss Diamanten, 

Jachten und Rennpferde leider zurück­
weisen. Sogar den Zwanzig-Euro-Schein, 
den mir eine Mutter für meine Unkos­
ten in die Hand drücken will (ich hatte 
sie mehrfach angerufen, weil ihre Toch­
ter lieber ins Einkaufszentrum als in die 
Schule ging).

Einen Blumenstrauß hingegen dürfte 
ich annehmen. Ich bekomme aber kei­
nen. Nicht mal, wenn ich nach anstren­
genden Klassenfahrten mit tiefen Au­
genringen aus dem Bus schwanke. 
Wenn ich großes Glück habe, sagen 
manche Eltern »Guten Morgen« oder in 
äußerst seltenen Fällen sogar »Danke«. 
An anderen Schulen soll es Kindseltern 
geben, die den Lehrern zu jeder Gele­
genheit Blumen schenken, sich hinter­
her aber in Büchern darüber beklagen, 
dass sie damit nur notgedrungen für 
gute Stimmung sorgen. Dann lieber kei­
ne Blumen. Die leuchtenden Augen mei­
ner Schüler sind Dank genug...

Aber manchmal lassen sich die lieben 
Kleinen zu Geschenken hinreißen und 
wollen partout, dass man ihre milden 
Gaben vor der ganzen Klasse auspackt. 
Ich beherrsche mittlerweile mein Mie­
nenspiel recht gut und kann glaubhaft 
Rührung, Freude und tiefes Glück dar­
stellen. Zum Beispiel, als Selma mir die­
se gehäkelten Haussocken aus der 
Türkei mitbringt: in leuchtendem Oran­
ge mit lila Ornamenten und in Kleinkin­
dergröße. Selma murmelt ein wenig 
verschämt: »Die dehnen sich noch!« 
Das stimmt aber nicht. Und da ich 
nichts wegwerfen kann, habe ich die 
Socken bei meinem Freund im Schrank 
versteckt. Der kann auch nichts weg­
werfen. 

Schwere Süßigkeiten müssen sofort 
verkostet werden. Das ist eine Heraus­
forderung an meine schauspielerischen 
Talente, denn morgens kann ich Süßes 

er sei jetzt Theaterleiter. »Und Sie? Im­
mer noch Lehrerin?« Er hat was Gönner­
haftes in der Stimme. Ich kann meinen 
Neid kaum unterdrücken. Schließlich 
habe ich mal Germanistik studiert und 
davon geträumt, Intendantin zu wer­
den. Bei näherem Nachfragen stellt sich 
jedoch heraus, dass Jakob ein Filmthea­
ter in einem Außenbezirk leitet. Er ver­
spricht mir Frei-Popcorn, wenn ich vor­
beikomme. Das ist doch ein sinnvolles 
Geschenk! Genau wie dieser Pokal, auf 
dem ein Männlein ganz offensichtlich 
Golf spielt. Auf den ursprünglich ein­
gravierten Text hat Sina einen Zettel ge­
klebt: »Der besten Lehrerin der Welt«!

Ich freue mich schon auf Weihnach­
ten! Vielleicht gewinne ich beim Grusel-
Wichteln diesen singenden, tanzenden 
Elch! (Grusel-Wichteln: das ideale Würfel­
spiel für alle, die scheußliche Geschen­
ke los werden wollen. Spielregeln auf 
Wunsch bei der Autorin erhältlich.) �

nicht ausstehen. Glücklicherweise gibt 
es Kollegen, die alles essen, wenn es 
umsonst ist. Die Schachteln, die ich im 
Lehrerzimmer deponiere, leeren sich 
wie von selbst. Nur den Asti Spumante 
für 1,99 will niemand trinken. 

Ich bekomme auch hübsche Figurinen 
aus aller Welt: eine vollbusige Barby 
zum Aufziehen, die Flamenco tanzt, ei­
nen dicken nackten Fischer aus Speck­
stein – oder soll das Buddha sein? Einen 
Delfin mit Zylinder, ein Schweineorches­
ter und einen Jesus mit Lamm (aus Mar­
zipan). Mohammed schenkt mir einen 
großen hölzernen Würfel. Statt Zahlen 
stehen Freizeitmöglichkeiten drauf. Al­
lerdings weniger Radfahren und Hä­
keln, sondern Küssen und weiterfüh­
rende Aktivitäten. Die Klasse findet den 
Würfel so toll, dass ich ihn in der Schu­
le »vergesse«. Kollegen berichten von 
ihren Geschenken: alte Schweinsfüße 
von einer feinfühligen Jungenklasse, 
schwüle Parfüms aus dem Orient, kit­
schige Blumenvasen und Wandteller mit 
ringenden Athleten, Zuckerbrot und 
Peitsche für eine gestrenge Zuchtmei­
sterin des Englischen. Eine Kollegin oh­
ne Garten bekommt einen Apfelbaum. 
Ein Kollege wird mit dem Titel »Bestge­
kleideter Lehrer« und großen Feinripp­
unterhosen belohnt.

Meine Klasse weiß, dass ich Psycho-
Thriller mag. Ich betone aber oft, dass 
ich Andeutungen und dezenten Grusel 
schätze und mich ungern ekle. Zum Ge­
burtstag packe ich eine DVD aus, die 
ich noch am selben Abend ansehen soll. 
Es fällt mir schwer, bis zum Ende 
durchzuhalten: Vier Jugendliche tram­
pen in aller Unschuld durch Australien 
und werden von einem Eremiten einge­
fangen, der seine Beute zerteilt und für 
Notzeiten einweckt. Die DVD habe ich 
entsorgt.

 
Vor kurzem treffe ich einen Ex-Schü­

ler auf der Straße, der mir stolz erzählt, 
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Geschenke
Zum Beispiel, als Selma mir diese gehäkelten Haussocken 

aus der Türkei mitbringt….
von Gabriele Frydrych

A n z e i g e
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Erdmute Safranski unterrichtete 
von 1972 bis 2007 an der Ernst–

Abbe–Oberschule und war viele Jahre 
Personalrätin in Neukölln. Außerdem 
war sie von 1990 bis 1999 Pressespre-
cherin der GEW. Seit einem Jahr ist sie 
im aktiven (Un-)Ruhestand.

Erdmute, du hast lange am Neuköllner 
Ernst-Abbe-Gymnasium unterrichtet und 
warst Personalrätin im Bezirk. Ist das, 
was die Kollegin Rogg in ihrem Buch 
schildert, der normale Alltag an einem 
Neuköllner Gymnasium?

tion, nicht zuhören können, sich nicht 
anstrengen wollen und so weiter gibt es 
auch in Zehlendorf. Sie begründet aber 
alle Probleme, nicht nur die sprach­
lichen, mit dem sozialen und kultu­
rellen Hintergrund der Schüler.

Und ist das nicht berechtigt?
Ich gehe von einem authentischen Er­

fahrungsbericht aus. Rogg leitet aus ih­
ren persönlichen Erfahrungen die These 
ab, dass wegen der sozialen Probleme 
der Familien in Nordneukölln kein ge­
ordneter gymnasialer Unterricht mög­
lich ist, wie sie ihn von bürgerlichen 
Gymnasien kennt. Diese Interpretation 
teile ich nicht. Die sozialen Probleme 
vieler Familien im Kiez spiegeln sich 
zwar in den Grundschulen eins zu eins. 
Aber das Gymnasium als eine Auslese 
praktizierende Schulform schickt ja die 
lernschwachen, schwierigen Schüler 
über kurz oder lang weg. Das ist auch 
ein Teil des Problems.

Immerhin haben am Albert-Schweitzer-
Gymnasium 90 Prozent der Schüler eine 
nichtdeutsche Herkunftssprache und viele 
kommen ohne Gymnasialempfehlung an 
die Schule.

Das ist richtig. Es ist natürlich ein Un­
terschied, ob in der Klasse überwiegend 
Schüler aus dem Bildungsbürgertum 
sitzen oder Schüler, die zweisprachig 
aufwachsen, einen anderen religiösen 
und kulturellen Hintergrund haben 
oder sogar aus Bürgerkriegsregionen 
kommen. Aber das heißt doch nicht, 
dass diese Schüler nicht leistungsfähig 
oder unmotiviert sind, wie Rogg sugge­
riert. Die Schüler haben Defizite im 
Wortschatz, der Grammatik und im Bil­
dungswissen. Über Intelligenz, Lernfä­
higkeit und schulischen Ehrgeiz sagt 
das nicht automatisch etwas aus. Auch 
Roggs pauschales Urteil, die Schüler 
seien verwahrlost, würden von ihren El­
tern nicht ausreichend betreut, kann 
ich aus meiner Erfahrung nicht bestäti­

Nein, nach meiner Erfahrung nicht. 
Die Autorin schildert ein Nordneuköll­
ner Gymnasium. Ich kenne Nordneu­
kölln gut, denn meine Schule ist die 
Nachbarschule des Albert-Schweitzer-
Gymnasiums, um das es hier im Buch 
geht. Die Zusammensetzung der Schü­
lerschaft ist identisch, sie ist mir also 
vertraut. Ich finde, dass der Untertitel 
des Buches, »Frontbericht aus dem 
Klassenzimmer«, falsch ist. Das klingt 
nach Krieg und ist eine reißerische 
Übertreibung. Viele Probleme, die sie 
beschreibt, wie: mangelnde Konzentra­
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Mir fehlt in dem Buch die Empathie  
für die Schüler 
Erdmute Safranski über Ursula Roggs »Frontbericht«

Das Interview führte Klaus Will

Ein Fluchtbericht

Neukölln ist inzwischen so bekannt, 
dass der Name gar als Buchtitel taugt. 
Sicherheitshalber aber mit dem Unterti-
tel »Frontbericht aus dem Klassenzim-
mer«. Das klingt nach Krieg, ist aber 
allenfalls ein Kleinkrieg: gegen das ma-
rode Schulgebäude, die unfähige oder 
nicht vorhandene Schulleitung, die 
ausgebrannten KollegInnen und groß-
mäulige, unkonzentrierte SchülerInnen. 
Es dauert schon mal zwanzig Minuten, 
bis der Geräuschpegel abgedimmt und 
die Aufmerksamkeit hergestellt sind, 
sodass Unterricht möglich ist. Aber 
wenn es Lichtblicke gibt, dann ist das 
vor allem das Verdienst der Schüler: Die 
Kunstlehrerin Rogg verzweifelt zwar 
oft an ihnen, merkt aber auch, wie viel 
Potenzial da schlummert; Schätze, die 
man heben könnte. Aber: »Ein Blick auf 
die Krankenstatistik müsste alarmieren. 
Man fragt sich: Wer evaluiert diese Zah-
len? Müssten sie nicht dafür sorgen, dass sofort ein ganzes Team von Supervisoren 
ausrückt, um Diagnosen zu stellen, gar um Hilfe zu leisten? Niemand kommt.« 
Rogg bewirbt sich schließlich weg von dieser Schule, obwohl doch endlich ein 
neuer Schulleiter gekommen ist, der engagiert die Schule verändern will – und das 
auch tut. Aber da ist es für sie anscheinend schon zu spät.� Klaus Will

Ursula Rogg: Nord Neukölln. Frontbericht aus dem Klassenzimmer, Heinrich Hugendubel Verlag 
2008 (19,95 Euro)
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gen. Viele unserer türkischen Eltern 
zum Beispiel legen bei der Erziehung 
viel Wert auf Sekundärtugenden wie An­
passungsbereitschaft und Gehorsam, 
oft auf Kosten des Selbstbewusstseins 
und der Individualität. 

In dem Buch geht es nicht nur um die 
Schüler, sondern ebenso um die Schullei­
tung und die Lehrkräfte. Fast anderthalb 
Jahre hat es an der Albert-Schweitzer-
Schule gedauert, bis die Schulleitung neu 
besetzt wurde. Und das, obwohl bekannt 
war, dass die alte Schulleitung kaum noch 
handlungsfähig war. 

Ja, die Schule war bei der Pensionie­
rung des langjährigen Schulleiters 
ziemlich am Ende. Sowohl in Bezug auf 
die Zahl der Schüler als auch in Bezug 
auf den baulichen Zustand. Ein Grund 
für die Misere war neben der mangeln­
den Unterstützung durch die Schulbe­
hörden, dass der alte Schulleiter und 
die Mehrheit des Kollegiums die Positi­
on vertraten: Wir sind ein Gymnasium 
und wer nicht unseren Vorstellungen 
entspricht, gehört nicht hierher. Auch 
bei Roggs Klagen schimmert der Traum 
vom bildungsbürgerlichen Akademiker­
kind durch. An meiner Schule hatten 
wir uns schon in den 80er Jahren ge­
sagt: Okay, unsere Schülerschaft verän­
dert sich, sie kommt vermehrt aus 
zweisprachigen Einwandererfamilien. 
Wir müssen uns überlegen, wie wir da­
rauf reagieren können, damit sie über­
haupt bis zur Oberstufe kommen. Ge­
nau diese Überlegungen fehlten damals 
am Schweitzer-Gymnasium, jedenfalls 
beim Schulleiter und der Mehrheit des 
Kollegiums.

Die Schule hat sich dann, als sie nach ein­
einhalb Jahren endlich einen neuen Schul­
leiter bekommen hat, umorientiert.

Ja, und das finde ich gut. Mit dem 
neuen Schulleiter akzeptiert das 
Schweitzer-Gymnasium die Schüler aus 
dem Kiez so, wie sie sind, und will sie 
intensiv fördern, zum Beispiel durch 
besondere Angebote, Hausaufgabenhil­
fe, einen Ganztagsbetrieb. Sie will sich 
als »Leseschule« profilieren, wodurch 
nicht nur die Deutschkenntnisse ver­
bessert werden, sondern die kulturelle 
Bildung insgesamt. Rogg erkennt das 
zwar an, kritisiert aber das Reformtem­
po und geht, wie ich finde, sehr unge­
recht mit dem Schulleiter und seinen 
Bemühungen ins Gericht.

Sie verlässt die Schule dann ja auch!
Ja. Sie beschreibt in ihrem Buch über 

weite Strecken einen Zustand, den es 
nicht mehr gibt. Die gesamte Schullei­
tung ist nicht mehr da, die Schüler­

Heilsamer Schock  

in der Einzelzelle

Fadi Saad weiß, wo es lang geht und 
wie man mit all den entwurzelten Ju­
gendlichen nichtdeutscher Herkunfts­
sprache spricht, damit sie auch zuhö­
ren. Denn Saad, 1979 als Sohn palästi­
nensischer Eltern in Berlin-Wedding ge­
boren, spricht nicht nur ihre Sprache, 
sondern teilt auch ihre Erfahrungen. 
Leider hat Saad einen Hang zu ein­
fachen Lösungen und ein etwas selbst­
herrliche Art. Da sind die Sozialarbeiter 
alle Weicheier, denen die Jugendlichen 
nichtdeutscher Herkunftssprache auf 
der Nase herumtanzen. Und die Jugend­
richter richten mit ihren milden Beleh­
rungen sogar Schaden an: Hätten die 
Richter ihn damals gleich beim ersten 
Mal verknackt, so liest sich Saads Dar­
stellung, wäre es gar nicht erst zu sei­
nen sieben weiteren Prozessen wegen 
diverser Vergehen gekommen. Erst als 
er verurteilt wird zu einem Arrestwo­
chenende in einer Einzelzelle, bekommt 
Saad einen heilsamen Schock, macht ei­
ne Lehre und ist heute in Nord-Neu­
kölln Quartiersmanager. Sein farbiger 
Bericht, inklusive der Ausführungen 
über deutsche und nichtdeutsche Ei­
genheiten und Unarten, ist manchmal 
etwas einfach gestrickt, wirkt aber auch 
dadurch sehr authentisch und eignet 
sich gut als Gesprächsanlass über Ur­
teile, Vorurteile und die Schwierigkeiten 
der Toleranz. Vielleicht sollte man aber 
darauf achten, dass über die Rolle und 
die Verantwortung der Herkunftsfami­

schaft hat sich nahezu verdoppelt, das 
pädagogische Konzept hat sich entwi­
ckelt, das Schulgebäude wird renoviert. 
Die meisten Leser des Buches werden 
aber den desolaten Zustand der Schule 
nicht als vergangen betrachten, son­
dern für aktuelle Münze nehmen. Die 
KollegInnen an der Schule sind ver­
ständlicherweise deswegen sehr em­
pört. 

Du hast mir im Vorgespräch gesagt, dass 
du das Buch nicht – wie ich – in einem 
Rutsch gelesen hast, sondern immer Pau­
sen einlegen musstest. Warum?

Ich fand die Schilderung sehr bedrü­
ckend, aber auch ärgerlich, ganz beson­
ders im ersten und zweiten Teil. Ich 
hatte den Eindruck, dass die Autorin 
nur Belege für ihre Hauptthese suchte, 
nämlich dass man an einem Gymnasi­
um in Nordneukölln nicht unterrichten 
könne. Diese These teile ich überhaupt 
nicht. Ich glaube auch, dass die meisten 
Lehrkräfte an den drei Nordneuköllner 
Gymnasien das völlig anders sehen als 
sie. Eine Schule mit einer unfähigen 
oder fehlenden Schulleitung kann auch 
in Steglitz oder Charlottenburg den 
Bach runtergehen. 

Also viel Effekthascherei und wenig Sub­
stanz?

Für mich gibt es im Buch einen gewis­
sen Bruch. Wie allgemein bekannt, wird 
in Berlin Schulpolitik mehr als Last 
denn als Chance begriffen, die Schulen 
sind weitgehend auf sich allein gestellt. 
Im Vorwort und im Epilog betont auch 
Rogg, dass die Gesellschaft mehr inve­
stieren muss, damit der Nachwuchs 
auch in Nordneukölln ordentliche Ent­
wicklungsbedingungen bekommt. Aber 
auf den 200 Seiten dazwischen stellt sie 
nicht die Frage, wer politisch für die 
von ihr geschilderte Misere verantwort­
lich ist. Implizit bleibt die Schuld damit 
allein bei den Eltern und Lehrern hän­
gen. Außerdem fehlt mir die Empathie 
für die Schüler, die ich von einer Lehre­
rin erwarte. Am Anfang des Buches sagt 
sie einmal, man könnte viel über Schule 
erfahren, wenn die Lehrkräfte ihre 
Scham ablegen würden und darüber be­
richten würden. Rogg macht es. Sie be­
schreibt ihre SchülerInnen und die 
Lehrkräfte aber so, dass sie für Einge­
weihte als Personen zu identifizieren 
sind mit ihren Schwächen und ihrem 
privaten Hintergrund. Das ist tatsäch­
lich schamlos und eine Verletzung ihrer 
persönlichen Würde. Die Autorin be­
dient Vorurteile und profiliert sich hier 
auf Kosten von Menschen, die sich 
nicht wehren können. Das finde ich 
nicht gut. �
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lien mehr gesprochen wird, als Saad 
das tut.� Klaus Will

Fadi Saad: Der große Bruder von Neukölln. Herder 
Verlag 2008 (12,95 Euro)

Neuköllner Arabboy 

Auch aus einer Innensicht berichtet 
die heutige ZDF-Journalistin Güner Ya­
semin Balci, die im Rollbergviertel groß 
geworden ist und dort in einem Jugend­
klub gearbeitet hat, der schließlich ge­
schlossen wurde, weil die Gewalttaten 
nicht in den Griff zu bekommen waren. 
Ihr Buch »Arabboy« beschreibt die »Kar­
riere« eines Jungen aus dem Milieu der 
arabisch-libanesischen Familien, die in 
den achtziger Jahren als Kriegsflücht­
linge nach Berlin kamen, hier immer 
nur einen Duldungsstatus hatten, der 
ihnen untersagte, einen Job anzuneh­
men. Aus diesen prekären Verhältnissen 
heraus hat sich ein Milieu entwickelt, das 
auch das Rollbergviertel prägt und da­
mit Balcis Arabboy. Kriminelle Energie 
paart sich hier mit brutaler Gewalt, Ge­
fühle werden als Schwächen geahndet, 
Frauen sind lediglich Sexualobjekte. Ei­
ne Kälte, die einen schaudern macht. 
Solche Verhältnisse gibt es wohl nicht 
nur in Neukölln und sie sind auch nicht 
nur eine Spezialität libanesisch-ara­
bischer Clans. Aber wenn nicht Jugend- 
und Bildungseinrichtungen verstärkt 
werden, um den zahlreichen Nach­
wuchs in diesem Milieu eine Alternative 
zu bieten, dann wird sich nichts än­
dern. Etwas sehr reißerisch geschrie­
ben, das »normale« Elend gerät dabei 
etwas aus dem Blick.� Klaus Will

Güner Yasemin Balci: Arabboy. S. Fischer Verlag, 
2008 (14,90 Euro)

Scharfe Kritik am  

deutschen Bildungssystem

Glaubt man den Kultusministern, ist 
mit der Bildung in unserem Lande alles 
in bester Ordnung. Das deutsche Gym­
nasium nimmt in der Welt einen Spit­
zenplatz ein, so Josef Kraus, Chef des 
Deutschen Lehrerverbandes. Die Ergeb­
nisse der letzten PISA-Untersuchung 
zeigen bessere Werte als noch 2001 und 
eine aktuelle Untersuchung belegt die 
Erfolge der Reformbemühungen. Chri­
stian Füller entlarvt in seinem Buch die­
se Behauptungen als Wunschvorstel­
lungen, die mit der Realität des Schul­

alltags wenig zu tun haben. Füller be­
ginnt seine Zustandsbeschreibung bei 
den Lehrkräften. Er beschreibt die Wi­
dersprüche zwischen »sollen« und 
»wollen«. Lehrer wollen ihre Schüle­
rInnen nach den besten Möglichkeiten 
fördern aber das Schulsystem zwingt 
sie zum Gegenteil: »Die ganze Appara­
tur von Zensuren, Zeugnissen und Ver­
setzungsregeln ist dazu da, Schüler 
aus- und umzusortieren«. Seine Haupt­
kritik gilt dem Bildungsverlierer produ­
zierenden, selektierenden, gegliederten 
Schulsystem.

Füller belegt seine scharfe Kritik mit 
Aussagen des deutschen Leiters von PI­
SA 2000, Jürgen Baumert. Danach ver­
stärkt die deutsche Schule das Lei­
stungsgefälle zwischen den Schüle­
rInnen. Und sie tut das, indem sie Schü­
lerInnen aus bestimmten Schichten ge­
zielt in bestimmte Schulformen sortiert. 
Dabei entstehen soziale Lernmilieus in 
einer Reinheit, wie sie nicht einmal Fa­
milien erzeugen können. 23 Prozent 
der SchülerInnen zählen zu den noto­
rischen Schlechtlesern, 10 Prozent der 
15-Jährigen gehören zu den funktio­
nalen Analphabeten. Andererseits sind 
die Chancen eines Akademikerkindes 
auf ein Gymnasium geschickt zu wer­
den sechseinhalbmal so hoch wie die 
eines Arbeiterkindes. 16 Prozent der 
Hauptschulen (in Berlin 60 Prozent) gel­
ten als Schulgettos, in denen Lernen so 
gut wie unmöglich ist. Die deutsche 
Schule produziert weltweit die höchste 
Zahl an Sitzenbleibern.

Füller zeigt an einer Reihe von Bei­
spielen, wie Schule unter den gege­
benen Bedingungen trotzdem erfolg­
reich arbeiten kann, vorausgesetzt eine 
Schule hat den Mut, die Regeln deut­
scher Schule außer Kraft zu setzen. Na­
türlich reicht dies allein nicht aus. Fül­
ler führt deshalb sieben Vorausset­
zungen für die neue Schule an: Verant­
wortlichkeiten herstellen, eine neue 
Lernkultur schaffen, Kultusminister 
entmachten und Schule entstaatlichen, 
Recht auf Bildung aber ohne Haupt- 
und Sonderschule, Lehrer stark ma­
chen, mehr Geld ins System und Eltern 
als Helfer gewinnen. Diesen sieben Vo­
raussetzungen wird nicht jeder unein­
geschränkt zustimmen können, beson­
ders was sein Plädoyer für private 
Schulen betrifft. Allerdings muss her­
vorgehoben werden, dass das staatliche 
Schulsystem alles andere als gerecht ist 
und die Privilegierung sogenannter Bes­
serverdiener im staatlichen System seit 
Jahrzehnten Alltag ist.� Manfred Triebe

Christian Füller: Schlaue Kinder, schlechte Schulen. 
Droemer, München 2008, 286 S., 16,95 Euro
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»Malka Mai« im Hans-Otto-
Theater Potsdam erzählt die 
bewegende Geschichte eines 
jüdisch-polnischen Mädchens. 
Auf der Flucht vor den Nazis 
von Mutter und älterer Schwe-
ster getrennt, irrt sie in frem-
der, oft feindlicher Welt herum 
zwischen Polen und Ungarn, 
ist schließlich allein im Ghetto 
– so viele verschiedene Flucht-
stationen, dass auch erwach-
sene Zuschauer den Überblick 
verlieren und damit genau in 
die Situation von Malka kom-
men: verwirrt-verloren. Zu die-
ser äußeren Welt wird auch die 
innere Dynamik der Familie 
gezeigt und schließlich ein 
glückliches Ende (ab 10). 
 
»Unter Strom« lebt die »tolle« 
Clique, immer »gut drauf«. In 
einer Art Rückblende versucht 
sie, mit sich und ihren Erfah-
rungen klar zu kommen (ein 
Kumpel hört Stimmen, war in 
der Psychiatrie). Manchmal ge-
lingt ihre Kommunikation über 
Körper (Bewegung, Tanz, Ge-
ste) und coole Sprüche; meist 
scheitern sie (vor allem die 
Jungen) an ihrer Sprachlosig-
keit. Die kraftvolle Aufführung, 
gespielt in passender Atmo-
sphäre im Club Maria am Ost-
bahnhof, ist eine gute Gele-
genheit, über (bei Jugendlichen 
deutlich zunehmende) psy-
chische Probleme ins Gespräch 
zu kommen. (Strahl in Zusam-
menarbeit mit FETZ, Zentrum 
für beginnende Psychosen).

Ebenfalls bei Strahl, allerdings 
in der Probebühne, »Akte R« – 
eine DDR-Fluchtgeschichte, 
nach Dokumenten, Berichten, 
Interviews der Wirklichkeit ein-
drucksvoll nachgestellt. Ein 
zunächst naiv-unpolitischer Ju-
gendlicher verliebt sich in ei-
nen westdeutschen Politiker, 
gerät ins Visier der Stasi, will 
über Ungarn fliehen, kommt in 
den Stasi-Knast Hohenschön-
hausen, wird glücklicherweise 
relativ bald vom Westen frei 
gekauft. Das ist nicht nur ein 
spannender Einblick in das Ge-
triebe von Stasi und Verfol-
gung, in privat-politische Ver-
hedderungen, sondern macht 
auch die Folgen dieser Ein-
griffe und Entwürdigungen 
deutlich. Das Stück beginnt 
mit episch erzählender Bre-
chung, bleibt dann meist in 
der Realität der fortlaufenden 
Handlung. Ich hätte mir wei-
tere (innere) Monologe ge-
wünscht, WIE sich die äußeren 
Geschehnisse im Opfer auswir-
ken (verarbeitet oder abge-
wehrt werden); dieses »Man-
ko« ist zugleich ein Vorteil für 
die Diskussion, ein wichtiger 
Ansatzpunkt für die Nachar-
beit an Stück und Thema (sehr 
zu empfehlen als Einblick in ei-
nen wichtigen Aspekt jüngerer 
Geschichte ab 15; weitere In-
formationen im Programm-
heft). 

Das Theaterhaus Mitte hat 
mit »Warten auf Regen« ein 

A u f f ü h r u n g e n  K r i t i s c h  g e s e h e n

Szene aus dem neuen Stück »Akte R« im Theater Strahl. Besprechung siehe unten
� Foto: joerg metzner

(Ver-)Änderungen selbst  
gestalten

Supervision, Coaching, 
Beratung

für Einzelne und Gruppen
Gestalt-Organisationsberaterin, 

Dipl.Soz.Päd. Petra Gänsicke-Voss
Tel.: 030-82 70 68 33

Supervisionsgruppe
für Lehrer/innen hat  

noch freie Plätze 
Info: Ina Kaufmann 

Dipl.Päd. / Supervisorin (DGSv) 
Tel: 030/ 693 68 90, e-mail: 

Kaufmann.Ina@web.de

Institut für  
Gruppendynamik

Supervisionsgruppen
für Lehrerinnen und Lehrer

Andrea Riedel, Lehrerin, Supervisorin (DGG)
Angela Krapp, Lehrerin, Supervisorin (DGG)

Kantstr. 120/121, 10625 Berlin
313 28 93� e-mail:DAPBerlin@aol.com

Communication Academy 
Fortbildungen 2009

Interkulturelle Kompetenz erleben
Lassen Sie Stimmen anderer zu?

•  Interkulturelles Training:  
Grundlagen und Vertiefung

•  Stimmbildung und Gesang für Sprechberufe 
•  Rede- und Präsentationstraining

Dr. Karin Iqbal Bhatti / Frank Morawski M.A.
Kalkreuthstr. 10, 10777 Berlin 

Tel. 030-23 63 91 75
www.communication-academy.org

Supervision
Einzeln, Gruppe oder Team

Dipl.-Psych., Psychoanalytikerin, 
Supervisorin (DGSv*)

A. Werner, Berlin-Tiergarten 
Tel. 030-344 59 44, alwWer@web.de

Institut für 
Musiktherapie

WalDhüterpfad 38 • 14169 Berlin

Musiktherapie in der Schul-,  
Nachschulischen und Freizeit- 

betreuung und in der Musikpädagogik. 
www.musiktherapieberlin.de

INFO-TEL.: 030 - 813‑50‑80

Psychologisches Coaching 
– besonders im Hinblick auf die 

Schulsituation. 
Info: pbs10589@yahoo.de / 

Tel.: 0 30 / 34 56 04 89.

Psychosomatische Medizin

Dr. med. Lothar Schlüter-Dupont  
Facharzt Psychosomatik, Psychoanalyse 

Dr. med. Priska Keller-Kallast
FÄ für Allgemeinmedizin, Psychotherapie

und Kolleginnen
12205 Berlin, Curtiusstr. 17
(am S-Bhf. Lichterfelde-West)

Tel 030-79 70 28 00/ -02/ -06  
Fax 030-79 70 28 01

Dr. med. Regine Rosenbaum M.A.
Psychotherapie und Psychoanalyse

14199 Berlin (am Roseneck) 
Hohenzollerndamm 93 A

Tel 030-832 23 456  
Fax 030-832 23 282

Thomas Brandt
Dipl. Psych. + Facharzt Allgemeinmedizin

Psychotherapie und Psychoanalyse
10629 Berlin, Mommsenstraße 22

Tel. 030-3513 4175

Stressberatung  
Burn out, Coaching

Psychotherapie  
Psychoanalyse 

Ihre Anzeige in der blz 
Tel: 030-21 99 93 46 • Fax: 030-21 99 93 49
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faszinierendes Projekt reali-
siert. Das von dem Iraker 
Mithal Ghazi nach Motiven von 
Becketts »Godot« geschrie-
bene Stück wird im Rahmen ei-
ner internationalen Begeg-
nungswerkstatt von vier ver-
schiedenen Gruppen (deutsch, 
kurdisch, arabisch und in einer 
Kooperation Bagdad-Erbil-Ber-
lin in gleich fünf verschie-
denen Sprachen) gespielt. Eine 
Begegnung der Kulturen auch 
im Stück. Becketts Clochards 
sind hier zwei »Einheimische«, 
ausgebrochen aus dem Ge-
fängnis. Auf der Suche nach 
Rettung auf Regen wartend 
treffen sie auf zwei amerika-
nische Soldatinnen, in der Wü-
ste verloren wie sie selbst. 
Noch einmal »clash of civilisa-
tions« – ein Teufelskreis, der 
immer wieder neu beginnt? 
Oder doch die Möglichkeit von 
Hoffnung, die ein »Engel« an-
deutet und ein Segel im Hinter-
grund? Wie auch immer das 
Stück gesehen wird – das Pro-
jekt an sich ist ein deutliches 
Zeichen für die Hoffnung, die 
in der Zusammenarbeit liegt. 

»Rosa« im Grips! Ein mehr als 
doppeltes Stück: die vital dem 
Leben zugewandte Rosa mit 
ihren Liebesgeschichten und 
Partnerproblemen UND die 
schon als Schülerin politisch 
aktive, entschiedene Kämpfe-
rin zwischen Polen, Russland, 
Deutschland, der Schweiz 
(ganz zu schweigen von den 
diversen Sozialisten-Kon-
gressen), Kriegsgegnerin 
schon im 1. Weltkrieg, mehr-
fach inhaftiert, ermordet 1919 
in Berlin. Und zu ihrem Kampf 
für »das Belebende, Heilsame 
und Reinigende der Freiheit« 
noch ein ganzes Panorama 
von namhaften Politikern und 
wichtigen Ereignissen – wer 
nicht einiges an historischem 
Wissen mitgebracht hat (und 
möglichst auch vertraut ist mit 
dem Grips-Theater und seiner 
Geschichte) wird schnell über-
fordert, überflutet von Einzel-
heiten ohne eine eigentliche 
politische Wertung. Da helfen 
auch nicht die Positiva: das 
hinreißende Spiel der Rosa und 
die präzise Regie, die erstarrte 
historische Bilder diskret ironi-
sierend in einer Fülle von ein-
drucksvollen Figuren lebendig 

werden lässt. Also: eine große 
Aufführung, die ein gehöriges 
Maß an historischem Wissen 
verlangt (ab 15). 

Neubeginn im Ballhaus Nau-
nynstraße: Kasse und Thea-
tercafé sind statt gemütlich-
verkramt jetzt kühl-modern 
gestylt, das »Junge postmi-
grantische Theaterfestival« be-
ginnt mit »Dog eat dog«, sorg-
lich inszeniert und gespielt, 
mit nervös-nervigem Videoge-
flirre im Hintergrund. Eine Ge-
schichte in mehreren Ebenen, 
mit Kontakten zur Realität (der 
Türsteher einer Disco), mit 
Dopplungen, Identitätswech-
seln, die den Zusammenhang 
bereichern, aber auch unklar 
machen, sprachlich durchaus 
gekonnt, dramaturgisch eher 
unnötig verwirrend (ab 15).

In der Schaubühne wird 
»Hamlet« auf fünf Schauspieler 
konzentriert, bis auf Hamlet 
selbst alle in Doppelrollen.	 Da-
mit gelingt eine kräftig-kom-
pakte Aufführung, die immer 
wieder auch durch die auf of-
fener Bühne erfolgenden Rol-
lenwechsel fasziniert – dabei 
freilich den Macho-Charakter 
von Shakespeares Hamlet 
noch unterstreicht. Denn die 
einzige hier mitspielende Frau 
(wechselnd zwischen Königin 
und Ophelia) könnte zwar 
durchaus »himmlische Rosen« 
flechten – bekommt aber in 
diesem Männer-Getriebe weder 
Chancen noch Gewicht (ab Sek 
II). � Hans-Wolfgang Nickel

A K TIVIT     Ä TEN 
Der Berliner 
Naturschutzpreis 2009
Die Stiftung Naturschutz Berlin 
verleiht jährlich den Berliner 
Naturschutzpreis. Er wird in 
den Kategorien »Ehrenpreis« 
und »Projektpreis« vergeben. 
Mit dem »Ehrenpreis« werden 
Personen und Gruppen ausge­
zeichnet, die sich um den Na­
turschutz in Berlin verdient ge­
macht haben. Gewürdigt wer­
den kann sowohl ein Lebens­
werk als auch eine herausra­
gende Einzelleistung. Der Preis 
ist mit 3.000 Euro dotiert. Über 
die Vergabe des Preises ent­
scheidet der Stiftungsrat. Vor­
schläge für geeignete Preisträ­
ger können sowohl aus den 

Gremien der Stiftung selbst, als 
auch durch externe Personen 
und Gruppen unterbreitet wer­
den. Der – 2008 erstmals verge­
bene – »Projektpreis« in Höhe von 
maximal 5.000 Euro pro Projekt 
dient der Auszeichnung heraus­
ragender innovativer Ideen, die 
den Naturschutz in der Stadt 
wirkungsvoll voranbringen. An 
dem jährlich von der Stiftung 
ausgeschriebenen Wettbewerb 
können sich Einzelpersonen, 
Schulklassen, Organisationen, 
Vereine, Bürgerinitiativen und 
Unternehmen beteiligen. Der 
Themenwahl sind keine Gren­
zen gesetzt. Die Idee ist auf 
zwei bis maximal vier DIN A 
4-Seiten zu erläutern und an 
die Stiftung Naturschutz, Pots­
damer Straße 68, 10785 Berlin 
zu senden. Fotos, Zeichnungen, 
Modelle, Filme können beige­
fügt werden. Einsendeschluss 
ist der 2. Januar 2009. Weitere 
Infos unter www.stiftung-natur­
schutz.de/naturschutzpreis.

Entwicklungszusammen­
arbeit konkret
Wie können Entwicklungspoli­
tik und ihre Umsetzung so ver­
mittelt werden, dass deutlich 
wird, Entwicklungspolitik ist 
keine Geldverschwendung und 
kann mit allen ihren Restrikti­
onen und Rückschlägen etwas 
bewirken? Wie kann es gelin­
gen, nicht immer nur über Theo­
rien und abstrakte Konzepte zu 
sprechen, sondern das Thema 
lebendig und anschaulich zu 
gestalten? Auf diese Fragen bie­
tet das Projekt »Zeitzeugen der 

Entwicklungszusammenarbeit« 
des Entwicklungspolitischen 
Bildungs- und Informationszen­
trum (EPIZ) konkrete didak­
tische Antworten. Einige der 
Zeitzeugen können auch in den 
Unterricht kommen und sich 
persönlich den Fragen der 
Schüler stellen. In der jetzt ge­
starteten zweiten Projektphase 
werden Projekte der Krisen- 
und Konfliktprävention sowie 
Entwicklungsprojekte der DDR 
beleuchtet. Und die Jugend­
lichen werden selbst aktiv und 
besuchen die Zeitzeugen, inter­
viewen sie, schreiben Artikel 
für (Jugend)Medien. Kontakt: 
EPIZ e.V., Schillerstr. 59, 10627 

Naturphänomene erforschen

Axel Werner, Mitbegründer und Kurator der wissenschaft-
lichen Mitmachwelt Exploratorium Potsdam, hat die er-
probten Experimente geliefert, der Mosaik-Verlag hat mit den 
drei Abrafaxen das Experi-
mentierbuch illustriert: Eine 
gelungene Zusammenarbeit 
zwischen Wissenschaft und 
Kreativität. Dreißig Experi-
mente für zuhause oder in der 
Schule werden vorgestellt, alle 
sind einfach, aber wirkungs-
voll, die fliegende Filmdose 
ebenso wie der Kerzenfahr-
stuhl oder Eis machen wie bei 
den alten Römern.
Dr. Axel Werner: Wie funktio-
niert die Welt. Naturphäno-
mene im Alltag. Mosaik Stein-
chen für Steinchen Verlag 
2008, 9,95 Euro.
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Für alle Fälle
Darf mein Schulleiter unangekündigt meine Unterrichtsstunde besuchen? Wie ist 
das mit der Anordnung von Mehrarbeit? Wann bekomme ich Sonderurlaub? Mit dem 
Berliner Recht für Schule und Lehrer finden Sie die Antwort im Handumdrehen! Nur 
wer seine Rechte kennt, kann sie auch geltend machen! Ein Abonnement des Berliner 
Recht für Schule und Lehrer hilft dabei.

Papierfassung: 57 Euro* · CD-Rom: 47 Euro* 
GEWIVA · Ahornstr. 5 · 10787 Berlin · Tel. 21‑99‑93 -62

*für Nichtmitglieder 10 Euro mehr
Bei Zusendung zusätzlich 8 Euro Versandkosten

A n z e i g e

Berlin, Tel. 030/ 692 64 19, 
www.epiz-berlin.de

F o r t b i l d u n g e n
Montessori-Freiarbeitskurs
Montessori-Pädagogik authen­
tisch, kritisch und erfahrungs­
bezogen vermitteln will der 
Freiarbeitskurs des Berliner Mon­
tessori-Arbeitskreises. Ein Team 
aus Kinderhaus, Integrations­
schule und einem Förderzen­
trum für ErzieherInnen, Lehre­
rInnen und TherapeutInnen lei­
tet den Kurs, der diesmal be­
reits in den Herbstferien 2009 
endet. Die genauen Termine 
sind ersichtlich unter www.
montessori-freiarbeit.de An­
meldung über Tel.030 34 22 
705, Dienstag und Freitag von 
18 bis 20 Uhr.

M A TERI    A LIEN  
Denkschrift zur 
Bildungspolitik
Anlässlich des Bildungsgipfels 
am 22.10. 2008 hat Magda von 
Garrel (Sonderpädagogin und 
Diplom-Politologin) eine an die 
Teilnehmer (Kanzlerin und 
Länderregierungschefs) gerich­
tete Denkschrift verfasst. Auf 
der Grundlage langjähriger Er­
fahrungen in unterschiedlichen 
Schulformen ist sie darin der 
Frage nachgegangen, weshalb 
die von oben angeordneten 
Versuche zur Weiterentwick­
lung des Schulwesens größten­
teils zum Scheitern verurteilt 
sind. Zu diesem Zweck hat die 
Kollegin von Garrel ihren Blick 
auf die Bereiche »Förderbedarf« 
und »Fördermotivation« fokus­
siert und dabei einige sehr in­
teressante Zusammenhänge 
festgestellt. Die darauf bezoge­
nen Änderungsvorschläge sind 
systemunabhängig und nicht 
zuletzt deshalb relativ schnell 

und kostengünstig umsetzbar. 
Die offiziellen Reaktionen auf 
die Denkschrift zeigen bislang 
mach deutlich, dass wohl eine 
grundlegende Auseinanderset­
zung mit den aufgedeckten 
Fehlentwicklungen nicht erfol­
gen wird. Von Garrel plant des­
halb die Bildung einer Interes­
sengemeinschaft, um so den 
Anliegen von SchülerInnen und 
Lehrkräften mehr Nachdruck 
verleihen zu können. Die 
50-seitige Denkschrift ist bei 
der Autorin erhältlich: M.v. 
Garrel@t-online.de

Europa für Berufsschüler 
»Wie funktioniert die EU?« und 
»Was hat die EU mit unserem 
Leben zu tun?«: Diese und viele 
weitere Fragen rund um das 
Thema Europa sind für Schüle­
rInnen an Berufsbildenden-, Re­
al- und Hauptschulen in einer 
Sammlung von Unterrichtsma­
terialien unter dem Titel »EUR­
OPA. Das Wissensmagazin für 
Jugendliche« aufbereitet wor­
den. Herausgegeben wird das 
48-seitige farbige Wissensma­
gazin von der Aktion Europa 
und der Bundeszentrale für po­
litische Bildung. Ein Lehrerheft 
ist Teil des Angebotspakets. 
Schüler- und Lehrerheft können 
von der Website des Zeitbild-
Verlags herunter geladen wer­
den: www.zeitbild.de. Bestel­
lungen auf dem Postweg: Zeit­
bild Verlag, Stichwort: Europa­
politische Materialien, Kaiser­
damm 20, 14057 Berlin oder 
per Fax 030-32 00 19 11. 

Interkultureller  
Kalender 2009
Der vom Integrationsbeauftrag­
ten herausgegebene Kalender 
bietet Auskunft, auf welche 
Termine die unterschiedlichen 
religiösen und weltlichen Feste, 
Feier- und Gedenktage der 

großen Religionsgemeinschaf­
ten und Nationalitäten fallen. 
Als Poster im DIN-A-3-Format 
ist der Kalender gegen eine 
Schutzgebühr von 0,50 Euro 
pro Exemplar erhältlich beim 
Beauftragten des Senats für In­
tegration und Migration, Straß­
burger Straße 56, 10405 Berlin-
Prenzlauer Berg, Tel.: (030) 
9017 – 2357 oder 9017 – 2322, 
Fax: (030) 90 17 23 20 oder E-
Mail: Integrationsbeauftragter@
intmig.berlin.de Der Kalender 
steht auch als Download bereit 
unter www.berlin.de/lb/int­
mig/publikationen/kalender/
index.html

Literatur zum Thema 
Kindertransport
Der Artikel »Denkmal Kinder­
transporte« in der Oktober-blz 
geht nur mit einem Absatz auf 
das Schicksal der Kinder ein, an 
das mit dem Denkmal erinnert 
werden soll. Deshalb hier zwei 
Hinweise von Ute Wolters von 
der Arbeitsgemeinschaft Ju­
gendliteratur und Medien in 
der GEW BERLIN:
Es gibt auch in Berlin Zeitzeu­
gen dieser Kindertransporte. 
Und es gibt Literatur zum The­
ma, die sich auch für jugendli­
che LeserInnen eignet:
•	 Annika Thor: Eine Insel im 
Meer/Eine Bank am Seerosen-
teich/In der Tiefe des Meeres/ 
Offenes Meer. 4 Bände. Aus dem 
Schwedischen von Angelika 
Kutsch. TB, Carlsen 2001 ff.
Die Geschichte zweier Mädchen 
aus Wien, die im Kindertrans­
port nach Schweden gelangen, 
dort den Krieg in zwei Fischer­
familien überleben, gibt ein dif­
ferenziertes Bild aus Sicht der 
Älteren für die Anpassungs­
schwierigkeiten und Verhal­
tensweisen. Für Mädchen von 
12-18 sehr zu empfehlen.
•	 Voorhoeve, Anne C.: Liver-
poolstreet, Ravensburger 2007

Das Leben bei Pflegeeltern in 
England und das schwierige 
Wiedersehen mit der leiblichen 
Mutter nach dem Krieg ist be­
sonders für Mädchen zwischen 
12 und 18 Jahren sehr empfeh­
lenswert.
•	 Wolfgang Benz (Hg.): Die Kin-
dertransporte 1938/39. Fischer 
TB 2003. Dieser Sammelband 
mit vielen informativen Arti­
keln befasst sich ausschließlich 
mit den Kindertransporten 
nach England. Lektüre für Er­
wachsene, die nach mehr Hin­
tergrundwissen suchen. 
•	 Nicht empfehlenswert ist 
dagegen: Rainer M. Schröder, 
Die lange Reise des Jakob Stern. 
Random House 2003 (seit No-
vember 2006 als cbt-TB). Ein 
Abenteuerroman für Jungen 
auf dem Hintergrund der Kin­
dertransporte und des Schick­
sals erwachsener Flüchtlinge in 
England mit stark antibri­
tischen Tendenzen.
Rezensionen der Bücher sind zu 
finden unter www.ajum.de in 
der Datenbank wie im Julim-
Journal. 

INTERNET      
www.zeno.org nennt sich die 
größte deutschsprachige Volltext­
bibliothek. Literatur, Geschich­
te, alte Lexika, aber auch eine 
umfangreiche Bildersammlung 
kann man dort zur freien Nut­
zung finden, denn alles ist »ge­
meinfrei«, unterliegt also nicht 
mehr dem Urheberrecht.

www.libreka.de ist eine 
Volltextdatenbank für liefer­
bare deutschsprachige Titel. 
Rund 300 Verlage stellen hier 
ihre digitalen Buchinhalte ein 
und definieren, wie viel davon 
sie zur Ansicht freigeben wol­
len. Die Bücher können durch­
geblättert, gelesen und auch im 
Volltext durchsucht werden.�  
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Die blz wird farbiger
Hier könnte ab Januar Ihre Farbanzeige stehen! In dieser Größe und in Vierfarbdruck für nur 

125,28 Euro zuzüglich Mehrwertsteuer. Siehe auch die neue »Preisliste Farbanzeigen«.
Achtung: Die Höhe des Satzspiegels der blz wird ab Januar reduziert auf dann 248 mm Höhe. 
Die Preise für Seitenanteile reduzieren sich entsprechend bei gleich bleibendem Millimeterpreis.

Tel. 030 - 21 99 93 46 oder blz@gew-berlin.de

HOF LUST
Klassenfahrt und Gruppenfahrten 

auf dem Reiterhof / Bauernhof 

Hof Lust  •  29553 Bienenbüttel  •  Tel 058 23 73 67  •  www.hoflust.de

	� Große Spielwiese mit 
Lagerfeuerplatz

	� Fußball, Basketball und 
Tischtennis

	� Billard
	� Scheune zum Toben 

(Heuübernachtung)

	� Reiterhalle, Ausritte
	� Sauna
	� Nachtwanderung
	� Viele andere Tiere
	� Nur eine Klasse zur 

Zeit, ab 20 bis 34 
Schüler

	� Anzeigen der  
Menschenrechte

	� Preise: Mo. -  Fr.  
148 € inkl. VP,  
Reitunterricht, Ausritt

	� Auch als Selbst
versorgerhaus möglich.

2008 sind noch Plätze frei: Lehrer/Gruppenleiter können gerne vorab eine DVD anfordern

Busse für jede
GelegenheitStadtrundfahrten

Gruppenreisen
Klassenfahrten
Firmenservice
Transfers

Grenzenlos Reisen
Straße 22 Nr. 2-10, 13509 Berlin
Fon: 0 30-43 00 48 0
Fax: 0 30-43 00 48 79



    
G E W  i m  D e z e m b e r  2 0 0 8 / J a n u a r  2 0 0 9 	 V e r a n s t a l t u n g s h i n we  i s e	   

GEW-Haus | Ahornstraße 5 (U-Bhf Nollendorfplatz) |  Mo bis Fr 9-12 und 12.30 bis 16 Uhr | Mi bis 17 Uhr, Fr bis 15 Uhr
Tel. 21 99 93-0 | Fax. 21 99 93-50 |  info@gew-berlin.de | www.gew-berlin.de
Persönliche Beratung in der Rechtsschutzstelle nur nach Vereinbarung: Tel. 21 99 93-0

Der neue Tarifvertrag  
für Berliner Lehrkräfte 
Info-Veranstaltung für ReferendarInnen 
am 8. Dezember um 16 Uhr
im GEW-Haus 

Ehrenamtliche in der Schule –  
Pro und Kontra
Stammtisch der Jungen Alten zum Thema, 
Dienstag, 27. Januar um 19 Uhr im GEW-Haus.
Eingeladen sind VertreterInnen von „Seniorpartner in 
School e.V.“ (Mediation an Schulen durch Senioren), 
„Bürgernetzwerk Bildung im VBKI“ (Lesepaten an Schu-
len, Ansprechpartnerin Sybille Volkholz) und „Bürgerstif-
tung Berlin“ (verschiedene Projekte wie Hausaufgabenhil-
fe, Lesepaten, Mädchen und Technik). Wir erwarten eine 
spannende, vielleicht auch kontroverse Diskussion. 

B i l d  de  s  M o n a t s � Gabriele Senft/transit

08. DEZ.	17.00 Uhr	 FG Soz.päd. Aus-, Fort-, Weiterbildung� Raum 34

09. DEZ	 17.00 Uhr	 Arbeitslosenausschuss� Raum 34

	 19.00 Uhr	 AG Schwule Lehrer� Raum 47

	 19.00 Uhr	 LA Multikulturelle Angelegenheiten� Raum 32

	 19.00 Uhr	 Abteilung Berufsbildende Schulen� Raum 33

10. DEZ.	10.00 Uhr	 SeniorInnenausschuss� Raum 33

	 13.00 Uhr	 AG Altersversorgung� Raum 34

	 17.00 Uhr	 AG Frieden� Raum 47

	 19.00 Uhr	 FG Kinder-, Jugendhilfe, Sozialarbeit� Raum 34

11. DEZ.	 17.00 Uhr	 Abteilung Wissenschaft� Raum 33

	 18.00 Uhr	 Kita AG� Raum 31

	 18.00 Uhr	 FG Schulsozialarbeit� Raum 32

	 19.00 Uhr	 LA Frauenpolitik� Raum 34

	 19.00 Uhr	 AG Pädagogische Unterrichtshilfen� Raum 33

15. DEZ.	15.00 Uhr	 AG Bildungsfinanzierung� Raum 33

16. DEZ. 	19.30 Uhr	 AG Gesundheitsschutz� Raum 47

17. DEZ.	 17.00 Uhr	 AG LehrerInnenbildung� Raum 34

	 19.00 Uhr	 FG Kinder-, Jugendhilfe, Sozialarbeit� Raum 33

05. JAN.	19.30 Uhr	 Junge GEW� Raum 34


